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N i e d e r s c h r i f t 

 
über die öffentliche Sitzung 

 
des Gemeinderats Tiefenbach am 27. Juni 2024 

 
in Tiefenbach. 

 
Der Vorsitzende, erster Bürgermeister Christian Fürst, erklärt die anberaumte Sitzung für eröffnet 

und stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Gemeinderats fest. Ein-

wände gegen die vorliegende Tagesordnung werden nicht vorgetragen. Folgende Gemeinderatsmit-

glieder sind bei der öffentlichen Sitzung anwesend: 

 Name, Vorname  

 1. Bürgermeister Christian Fürst, CSU anwesend 

 Armin Mayrhofer, CSU anwesend 

 Josef Sattler, CSU anwesend 

 Richard Roßgoderer, CSU anwesend 

 Anna-Lena Fürst, CSU anwesend 

 Tobias Königseder, CSU anwesend 

 Johannes Regner, CSU anwesend 

 Sabine Zittelsperger, CSU anwesend 

 Florian Schwarzbauer, Unsere Zukunft anwesend 

 Manfred Bründl, Unsere Zukunft anwesend 

 2. Bürgermeister Uwe Urtel, Unsere Zukunft anwesend 

 Johann Kirchberger, Bürgerliche Wähler anwesend 

 3. Bürgermeister Johann Höller, Bürgerliche Wähler anwesend 

 Bruno Gottschaller, Bürgerliche Wähler anwesend 

 Josef Fehrer, FWG anwesend 

 Johannes Unholzer, FWG entschuldigt 

 Susanne Mayerhofer, Bündnis 90/ Die Grünen anwesend 

 Christina Roßgoderer, Bündnis 90/ Die Grünen anwesend 

 Ewald Schmatz, Bündnis 90/ Die Grünen entschuldigt 

 Michael Fürst, SPD anwesend 

 Alfred Gimpl, SPD anwesend 

 
Anzahl der Zuhörer:  - 1 -    Vertreter der Presse: Herr Hans Schauer 



 

 
1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 23. Mai 2024. 
 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt über die Genehmigung der Niederschrift vom 23. Mai 2024 abstimmen. 

 
Abstimmung: 19 : 0 

(ohne Ewald Schmatz, Johannes Unholzer) 
 

 
2. Bericht über den Vollzug der gefassten Beschlüsse der Sitzung vom 23. Mai 2024. 
 
 
Die anwesenden Gemeinderatsmitglieder werden durch den Geschäftsleiter Anton Mayrhofer über 
den Vollzug der öffentlichen Sitzung vom 23. Mai 2024 informiert. 
 

1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen 
Sitzung vom 25. April 2024. 
 

Die Niederschrift wurde auf der Homepage 
der Gemeinde veröffentlicht. 

2. Bericht über den Vollzug der gefassten Be-
schlüsse der Sitzung vom 25. April 2024. 
 

Keine weiteren Maßnahmen erforderlich. 

3. Sanierung Gemeindestraßen 2024 – Auftrags-
vergabe nach durchgeführter beschränkter Aus-
schreibung – vgl. Vorberatung des Baupro-
gramms in der Sitzung des Bau- und Umweltaus-
schuss am 14. März 2024. 
 

Das Auftragsschreiben an die Firma Strabag 
wurde am 29. Mai 2024 verschickt.  

4. Neubau der Kläranlage Tiefenbach – Bauab-
schnitt II - Öffentliche Bekanntgabe der Auf-
tragsvergabe nach durchgeführter öffentlicher 
europaweiter Ausschreibung. 
 

Keine weiteren Maßnahmen erforderlich.  

5. Öffentliche Bekanntgabe über den Erwerb einer 
Teilfläche der Flur-Nummer 57, Gemarkung Tie-
fenbach - Bäckerreuthweg. 
 

Keine weiteren Maßnahmen erforderlich. 

6. Öffentliche Bekanntgabe über den Erwerb einer 
Teilfläche der Flur-Nummer 918, Gemarkung 
Tiefenbach bei Hof. 
 

Keine weiteren Maßnahmen erforderlich. 

7. Neubau der Kläranlage (BA I) – Aktuelle Informa-
tionen zum Sachstand der Baustelle. 
 

Keine weiteren Maßnahmen erforderlich. 

8. Aktuelle Informationen des ersten Bürgermeis-
ters. 
 

Keine weiteren Maßnahmen erforderlich. 

 
 

 
 



 

 
3. Elisabeth und Johann Kandlbinder Stiftung - Beratung über die Neuanlage des Stiftungsvermö-
gens. 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 

Gemäß § 7 Abs. 1 der Stiftungssatzung ist der Gemeinderat für die Entscheidung über die Anlage und 

Verwaltung des Stiftungsvermögens zuständig. 

Die Gemeinderatsmitglieder werden darüber informiert, dass zum 06.08.2024 das Festgeldkonto, auf 

der das Stiftungsvermögen angelegt ist, ausläuft.  

Das Stiftungsvermögen beträgt aktuell 319.341 € zu wurde zuletzt im August 2022 für zwei Jahre zu 

einem Zinssatz von 0,75 % bei der Raiffeisenbank Ortenburg-Kirchberg v.W. eG fest angelegt. Ein vor-

zeitiges Kündigungsrecht bestand nicht.  

Zum 07.08.2024 ist das Festgeld nun wieder neu anzulegen.  

In der Vergangenheit wurde bei den Beratungen um die Neuanlage des Stiftungsvermögens die An-

lage des Stiftungsvermögens in Baugrundstücke, die anschließend im Wege von Erbbauverträgen 

weiterveräußert werden sollen, ins Auge gefasst. Gemäß Beschluss des Gemeinderates vom 

26.11.2020 soll dieser Weg weiterverfolgt werden.  

Da hier die Planungen jedoch noch nicht so weit fortgeschritten sind, um diese Anlage bereits zum 

jetzigen Zeitpunkt realisieren zu können und das Zinsniveau am Finanzmarkt sich wieder etwas positi-

ver darstellt als noch bei den vergangenen Anlagen, wird seitens der Verwaltung vorgeschlagen, das 

Stiftungsvermögen nochmal als Anlage bei einer Bank zu tätigen. Als Anlagedauer wäre eine eher 

kurzfristige Anlage von 1 oder 2 Jahren zu wählen. Dazu sind bei den Banken Angebote einzuholen.  

Vorgaben für Anlage Stiftungsvermögen 

In den Gemeinderatsitzungen am 31.10.2013 und 28.11.2013 wurden für die Anlage des Stiftungsver-

mögens folgende Vorgaben festgelegt: 

Für die Stiftung kommen aufgrund der geforderten Sicherheitsstandards (Mündelsichere Anlage, An-

lage muss der Einlagensicherung unterliegen etc.) nur folgende Anlageformen in Betracht: 

 

- Sparbuch 

- Sparbrief 

- Spareinlage 

- Geldmarktkonto / Festgeldkonto 

- Festverzinsliche Wertpapiere (z.B. Inhaberschuldverschreibungen) 

 

Bei den festverzinslichen Wertpapieren bzw. Inhaberschuldverschreibungen ist zu beachten, dass 

diese Anlageformen der Einlagensicherung unterliegen und mündelsicher sind. Es gibt nämlich bei den 

festverzinslichen Wertpapieren auch „Schrottpapiere“ bzw. „hochriskante Papiere“. Außerdem muss 

darauf geachtet werden, dass eine jährliche Zinsausschüttung möglich ist. 

 

Für die damalige Angebotseinholung wurden folgende Vorgaben festgelegt: 

1. Es muss ausschließlich eine mündelsichere Anlageform gewählt werden 

2. Die Anlage muss einer unbeschränkten Einlagensicherung unterliegen, weil die gesetzliche Ein-

lagensicherung nur bis zu einer Höhe von 100.000.- € gewährleistet ist. 



 

 
3. Die möglichen Anlageformen werden auf das Sparbuch, den Sparbrief, die Spareinlage, das Geld-

marktkonto /Festgeldkonto sowie festverzinsliche Wertpapiere begrenzt. 

4. Es sollen Angebote bis zu einer Laufzeit von 3 Jahren angefordert werden. 

5. Die Zinsausschüttung muss in jedem Kalenderjahr erfolgen, auf die Festlegung eines bestimmten 

Zinsausschüttungszeitpunktes (z.B. zum Ende eines jeden Kalenderjahres) wird verzichtet. 

6. Eine vorzeitige Kündigung der Anlage sollte möglich sein.  

7. Es sollen Angebote von den örtlichen Banken (Sparkasse Passau, Raiffeisenbank i. LdKrs. Passau-

Nord, Raiffeisenbank Ortenburg-Kirchberg v. W) eingeholt werden 

8. Sonderkonditionen (z.B. Gewinnausschüttung aus Gewinnsparen) 

 

Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, die oben genannten Vorgaben für eine Angebotseinho-

lung zu übernehmen. Als Anlagedauer soll jedoch eine kurzfristiger Anlageform von 1 bis 2 Jahren in 

Betracht gezogen werden.  

 

Nachdem die Angebote für die Neuanlage des Stiftungsvermögens immer nur sehr kurzfristig eingeholt 

werden können, wird an den Beschluss des Gemeinderates vom 30.10.2014 erinnert, in der der Stif-

tungsrat bevollmächtigt wurde, die Vergabeentscheidung über die Anlage des Stiftungsvermögens vor-

zunehmen.  

 

Beschluss: 
 

Der Gemeinderat beschließt, eine Angebotseinholung zur Anlage des Stiftungsvermögens unter 
den oben genannten Vorgaben vorzunehmen. Nach Vorlage der Angebote wird der Stiftungsrat er-
mächtigt, über die Annahme eines Angebots zu entscheiden.  

Abstimmung: 19 : 0 
(ohne Ewald Schmatz, Johannes Unholzer) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
4. Satzung für die Erhebung von Friedhofsgebühren (Friedhofsgebührensatzung - FGS) - Beratung 
über die Gebühren ab 1. Juli 2024 mit Erlass der 3. Änderungssatzung - vgl. dazu Vorberatungen 
des Haupt- und Finanzausschuss vom 2. Mai und 6. Juni 2024. 
 

Auszug aus der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 2. Mai 2024 
(1. Vorberatung) 

 
TOP 3 - Satzung für die Erhebung von Friedhofsgebühren (Friedhofsgebührensatzung - FGS) - Vor-

beratung für die Gebühren der Urnennaturgräber mit Erlass der 3. Änderungssatzung. 

Sachverhaltsdarstellung 

Bei der letzten Gebührenkalkulation hat der Gemeinderat in seiner Sitzung am 28.10.2021 den Kalku-
lationszeitraum auf max. 4 Jahre festgelegt. Mit dem Abschluss der Friedhofserweiterung ist jedoch 
eine Neukalkulation der Friedhofsgebühren vorzunehmen.  Aufgrund der nun abgeschlossenen Erwei-
terung des bestehenden Friedhofs in Tiefenbach um einen Naturfriedhof ist nun eine Neukalkulation 
der Friedhofsgebühren erforderlich.  
 

Einrichtungseinheit 
 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 27.06.2013 beschlossen, die bisher getrennt geführten 
Friedhofseinrichtungen künftig als Einrichtungseinheit zu führen.  
 
„Betreibt eine Gemeinde über die traditionellen Friedhöfe hinaus auch einen räumlich getrennten ei-
genen Natur- oder Baumfriedhof, so kann auch dieser als Einrichtungseinheit mit den vorhandenen 
oder als eigene Einrichtung betrieben werden.“ (Kommentar Gemeindliches Satzungsrecht - Thimet) 
 
Vorschlag der Verwaltung ist es, die Erweiterung des bestehenden Friedhofs in Tiefenbach um einen 
Naturfriedhof als Einrichtungseinheit mit den bereits vorhanden Friedhöfen zu betreiben und zu kal-
kulieren. Grund dafür ist, dass die laufenden Kosten nicht genau getrennt werden können, da der Er-
weiterungsteil nicht räumlich abgegrenzt ist, sondern direkt vom bestehenden Friedhof übergeht.  Der 
für die neuen Urnenerdgräber höhere Unterhaltungsaufwand wird über eine Äquivalenzziffer geregelt.  

Gebührenfähiger Aufwand 

„Über eine Grabnutzungsgebühr soll der Aufwand für den Erwerb und die Erschließung der Friedhofs-
flächen sowie die Herstellung der sonstigen Friedhofseinrichtungen abgedeckt werden. Darüber hin-
aus werden der prognostizierte allgemeine Bauunterhalt, die Friedhofspflege und die Verwaltung der 
Friedhofsanlagen in der Regel vollständig über die Grabnutzungsgebühr umgelegt. (Kommentar Ge-
meindliches Satzungs- und Unternehmensrecht Thimet)“. 

 

 

 

 

 

 



 

 

 Anschaffungs- und Herstellkosten 

Die Anschaffungs- und Herstellkosten fließen durch die Kalkulatorische Abschreibung und Verzinsung 

in die Gebührenkalkulation ein.  

 

 

 

 

 

Für die Erweiterung des Friedhofs Tiefenbach um den Naturfriedhof wurden folgende Kosten für die 
Ermittlung der Kalk. Kosten herangezogen: 

 Planungs- und Baukosten: 

Für die Baukosten wurden 469.469 € im Anlagenachweis aktiviert. 439.469 € sind bereits kassenwirk-
sam geworden. Eine Schlussrechnung fehlt noch, für diese sind für die Kalkulation 30.000 € berück-
sichtigt worden.  

Bei den Planungskosten wurden 160.713 € in Anlagenachweis aktiviert. 150.713 € sind bereits kassen-
wirksam geworden. Eine Schlussrechnung fehlt noch, für diese sind für die Kalkulation 10.000 € be-
rücksichtigt worden.  

 

 

 

Friedhof in Tiefenbach (alt und neu) - Kalkulatorische Kosten

Jahr Grundstück Friedhof Naturfriedhof Grabkammern Leichenhaus Aussegnungshalle Insgesamt

Kalk. AfA 2023 857 € 5.878 € 67 € 106 € 235 € 0 € 7.143 €

Kalk. Verzinsung 2023 3.000 € 9.674 € 118 € 186 € 106 € 0 € 13.083 €

Friedhof in Kirchberg v. W. - Kalkulatorische Kosten

Jahr Grundstück Friedhof Grabkammern Leichenhaus Insgesamt

Kalk. AfA 2023 745 € 2.796 € 111 € 245 € 3.897 €

Kalk. Verzinsung 2023 2.608 € 3.709 € 195 € 310 € 6.821 €

Friedhof Haselbach - Kalkulatorische Kosten

Jahr Grundstück Friedhof Leichenhaus Insgesamt

Kalk. AfA 2023 48 € 900 € 611 € 1.558 €

Kalk. Verzinsung 2023 303 € 1.565 € 720 € 2.588 €



 

 

 Grundstückskosten 

 

 
Das Grundstück Fl. Nr. 55 (rot dargestellte Fläche) wurde mit Notarvertrag vom 30.08.2006 zur geplan-
ten Erweiterung des neuen Friedhofs in Tiefenbach bereits im Jahre 1996 erworben. In den Anlage-
nachweis wurde es bisher nicht aufgenommen, da es nach wie vor nicht in den Friedhof eingebunden 
und somit nicht Bestandteil der Einrichtung war. Die Erweiterung des neuen Friedhofs um den Na-
turfriedhof hat nun auf einer Teilfläche der Fl.Nr. 55 stattgefunden. Insgesamt wurde ca. ein Drittel 
dieses Grundstücks mit dem neuen Friedhof bebaut. Es wurde somit ein Drittel der Grundstückskos-
ten im Anlagenachweis aktiviert und in der Kalkulation berücksichtigt. 
Eine Teilfläche von ca. 750 m² aus Fl. Nr. 51 (grün dargestellte Fläche) war an den Grundstücksnachbarn 
verpachtet und wurde folglich bisher bei der Kalkulation bei den Kalkulatorischen Kosten in Abzug ge-
bracht. Diese Teilfläche wurde nun ebenfalls mit dem Naturfriedhof bebaut und fließt nun bei der Be-
rechnung der Kalk. Kosten (Afa 50,14 €, Verzinsung 200,58 €) voll in die Kalkulation mit ein.  

 

 Kunstwerk: 
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 Afa-Satz: 
 
In den bisherigen Anlagenachweisen wurde auf die Anschaffungskosten für die Friedhofsgrundstücke 
mit einem Abschreibungssatz von 0,5 % abgeschrieben - und zwar auf die vollen Grunderwerbskosten. 
Ob auf Grundstücke abschrieben werden soll oder nicht, ist in der Literatur nicht unumstritten. Um die 
Durchgängigkeit des Systems sicherzustellen, wird die Abschreibung auf die entsprechenden (bereits 
vorhandenen) Grundstücke beibehalten und fortgeführt. Der Kalkulatorische Zinssatz beläuft sich ge-
mäß Beschluss des GR bei 3,5 %. Dieser Wert wird für die Berechnung auch herangezogen. Im Ergebnis 
ergeben sich für den Erweiterungsteil somit eine kalkulatorische Abschreibung von 6.362 € + 272 + 
50,14 € = 6.684 jährlich. Die Verzinsung beträgt 12.085 € jährlich. Diese Werte werden in die Kalku-
lation mitaufgenommen.  
 

 Sachkosten:  
 
Hier werden die Kosten für die Pflege und Unterhalt der Friedhöfe, Strom, Wasserversorgung, Mähar-
beiten, Abfallentsorgung etc. verbucht. Für die bereits bestehenden Friedhöfe wurden die Durch-
schnittskosten der letzten 6 Jahre, teils aber auch das AO-Soll 2023 herangezogen. Für den Erweite-
rungsteil wurden die Kosten geschätzt. Da die Kalkulation für 4 Jahre in die Zukunft gerichtet ist, sind 
bei den Personalkosten fiktive Kostensteigerung von 3-4% berücksichtigt.  
  

 Personalkosten: 
 
Hier werden die Splittinganteile aus der Verwaltung für die Einrichtung Friedhof und die Arbeitsstun-
den des Bauhofes verbucht. Für die bereits bestehenden Friedhöfe wurden die Durchschnittskosten 
der letzten 6 Jahre herangezogen. Für den Erweiterungsteil wurden die Kosten geschätzt. Da die Kal-
kulation wieder für 4 Jahre in die Zukunft gerichtet ist, sind bei den Personalkosten fiktive Kostenstei-
gerung von 6 % berücksichtigt.  
 

 Öffentliches Grün: 
 
Von der Kostenkalkulationsgrundlage werden 10 % für Öffentliches Grün, welches nicht der Einrich-
tung Friedhof, sondern der Allgemeinheit zu Gute kommt, abgezogen. Der Anteil für das Öffentliche 
Grün wird somit aus dem allgemeinen Haushalt finanziert. 
 

 Verteilungsschlüssel auf Grabstätten und Leichenhaus: 

Die Gebührenfähigen Kosten werden auf die Hauptkostenstellen Grabstätte und Leichenhalle ver-

teilt. Bisher wurde in der Kalkulation ein Verteilungsschlüssel von 90 % auf Grabstätten und 10 % auf 

Leichenhalle berücksichtigt. Aufgrund der angestiegenen Gebührenfähigen Kosten im Zuge der Er-

weiterung des Friedhofes erscheint es nicht sachgerecht, dass dadurch auch die Kosten für das Lei-

chenhaus steigen. Die Anzahl der Bestattungen und somit auch die Nutzung des Leichenhauses än-

dern sich durch die Erweiterung des Friedhofes nicht und hängen nicht im Zusammenhang. Aus die-

sem Grund ist man zu dem Entschluss gekommen, das Aufteilungsverhältnis zwischen Grabstätten 

und Leichenhalle auf 95 % zu 5 % abzuändern und in der Kalkulation so zu berücksichtigen.  

 

 

 

 



 

 
Insgesamt ergeben sich folgende Gebührenfähige Kosten, die umzulegen sind: 

 

 Grabstätte:  140.560,30 €  Grundlage für  Grabnutzungsgebühr 

 Leichenhaus:  11.645,55 €  Grundlage für Leichenhausgebühr 

Kalkulation der Grabnutzungsgebühren 

Diese neuen Gebührensätze sollen ab den 01.07.2024 Inkrafttreten und für weitere 4,5 Jahre bis zum 
31.12.2028 gelten. Aufgrund der außertourlichen Kalkulation ist eine Verlängerung des Kalkulations-
zeitraums um ein halbes Jahr erforderlich.  
 
Grundlage für die unterschiedlichen (differenzierte) Gebühren bei den unterschiedlichen Grabarten ist 
Art. 8 Abs. 4 KAG. Danach „sind die Gebühren nach dem Ausmaß zu bemessen, in dem die Gebühren-
schuldner die öffentliche Einrichtung oder das kommunale Eigentum benutzen“. Diese Differenzierung 
erfolgt mit Hilfe der Äquivalenzziffernkalkulation. 
 
Bisher gibt es die Grabarten Einzelgräber, Familiengräber, Urnenerdgräber, Urnennische und Grab-
kammern. Für diese haben sich die Äquivalenzziffern im Vergleich zu den vorhergehenden Kalkulatio-
nen nicht geändert. Auch die im Erweiterungsteil neu errichteten Einzelgräber und Familiengräber ha-
ben die gleiche Beschaffenheit wie die bisherigen Gräber für Sarg-Bestattungen, sodass auch hier der 
gleiche Faktor wie bei den bisherigen Einzel- und Familiengräber herangezogen wurde.  
 

Beschlüsse: 
 

1. Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Bildung einer Einrichtungseinheit mit 
dem bestehenden Friedhof aussprechen kann. 

Abstimmung: 9 : 1 
(ohne Josef Fehrer, Susanne Mayerhofer, Johannes Regner) 

 
2. Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen wer sich für die Festsetzung des Kalkulationszeitraums 
für die Grabnutzungsgebühren auf 4,5 Jahre von 01.07.2024 bis zum 31.12.2028 aussprechen kann.  
 

Abstimmung: 10 : 0 
(ohne Josef Fehrer, Susanne Mayerhofer, Johannes Regner) 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 
Auszug aus der Sitzung des Haupt- und Finanzausschuss vom 6. Juni 2024 

(2. Vorberatung) 

 
Ausgehend von den 1. Vorberatung im Haupt- und Finanzausschuss am 02.05.2024 knüpft jetzt die 
Kalkulation der Friedhofsgebühren an.  

Bei dem Gebührenfähigen Aufwand hat sich hingegen eine Änderung ergeben. Es wurden Kosten für 
die Pflege des Naturfriedhofs in Höhe von 16.000 € durch eine Fremdfirma einkalkuliert. Dieser Auf-
wand wird nur auf die Gräber umgelegt. Hingegen wurde der Ansatz bei den Personalkosten um 
10.000 € gekürzt, da dadurch Stunden des Bauhofs wegfallen. Dadurch verteilt sich das Verhältnis für 
die Pflege gerechter auf die Gräber und nicht auf das Leichenhaus. Dadurch kann das bisherige Ver-
hältnis 90 % / 10 % zwischen Grabstätten und Leichenhaus bestehen bleiben und muss nicht geän-
dert werden.  

Insgesamt ergeben sich folgende Gebührenfähige Kosten, die umzulegen sind: 

 Grabstätte:  138.321,07 €  Grundlage für  Grabnutzungsgebühr 

 

 Leichenhaus:  12.271,15 €  Grundlage für Leichenhausgebühr 

 

Kalkulation der Grabnutzungsgebühren 

Für die neuen Urnennaturgräber werden für die Kalkulation folgende Kriterien/Äquivalenzziffern (ÄZ) 
festgelegt: 
  

Urnen- 
naturgrab 

ÄZ 1:  

Grabfläche 

ÄZ 2:  

Grabstellen 

ÄZ 3:  

Mehraufwand  

Sammelgräber 

 

ÄZ 4:  

Mehraufwand  

Urnennaturgräber 

2-fach 0,7 m x 0,7 m 

= 0,49 m² 

 

1 Nicht zutreffend 1,5 

4-fach 1 m * 1 m 

= 1,00 m² 

 

2 Nicht zutreffend 3 

Anonym         
1-fach 

0,7 m x 0,7 m 

= 0,49 m“ 

 

0,5 Nicht zutreffend 1,5 



 

 
Für die Urnennaturgräber im erweiterten Friedhof gibt es verschiedenste Bereiche wie etwa  

Ruhen an der Blütenhecke,  

Ruhen bei den Felsen,  

Ruhen unterm Baum,  

Ruhen bei den Rosen,  

Blütenhecke,  

Felsenrondell.  

Für die Sträucher, Bäume, Findlinge etc. fallen bereits durch die Investitionskosten höhere kalkulato-
rische Kosten an. Zudem gibt es einen erhöhten Aufwand für das Pflegen der Hecken und Sträucher 
sowie der Rasenfläche.  

Es erscheint nur sachgerecht, dass diese Mehrkosten auch direkt auf diese Urnennaturgräber umge-
legt werden. Dies geschieht mittels der zusätzlich eingeführten Äquivalenzziffer 4.  

Für ein Urnennaturgrab mit 2-fach-Belegung wird der Faktor 4 berücksichtigt, für ein Urnennaturgrab 
mit 4-fach-Belegung wird der Faktor 5,5 berücksichtigt. 

Insgesamt ergibt sich für alle Grabarten folgende Verteilungsschlüssel: 
 

 
 
Bei der letzten Kalkulation hat der Gemeinderat in der Sitzung am 28.10.2021 beschlossen, den gebüh-
renfähigen Aufwand auf die im Kalkulationszeitraum voraussichtlich zu veräußernden Grabnutzungs-
rechte zu verteilen.  
 
 
 
 
 

1 2 3 4 5 6 7

ÄZ 1 ÄZ 2 ÄZ 3 ÄZ 4 Gesamt-

Aufwand Aufwand äqui-

Grab- Grab- Grab- Pflege + Unterhalt Pflege + Afa Findlinge valenz-

Grabart: fläche fläche stellen Sammelgräber Urnennaturgräber ziffer

(4+5+6)

Einzelgräber 1fachbreit/2fachtief 1,50 m² 1,00000 1 0,00000 0,00000 2,00000000

Familiengrab 2fachbreit/2fachtief 3,27 m² 2,18000 2 0,00000 0,00000 4,18000000

Urnengrab - 0,70 m² 0,46667 2 0,00000 0,00000 2,46666667

Urnennaturgrab 2fach 0,49 m² 0,32667 1 0,00000 4,00000 5,32666667

Urnennaturgrab 4fach 1,00 m² 0,66667 2 0,00000 5,50000 8,16666667

Urnennaturgrab anonym 1fach 0,49 m² 0,32667 0,5 0,00000 1,50000 2,32666667

Urnennische 2fach 0,10 m² 0,06667 1 0,06667 0,00000 1,13333333

Urnennische 4fach 0,22 m² 0,14667 2 0,14667 0,00000 2,29333333

Grabkammern 1fachbreit/2fachtief 1,53 m² 1,02000 1 0,00000 0,00000 2,02000000

Grabkammern 1fachbreit/3fachtief 1,53 m² 1,02000 1,5 0,00000 0,00000 2,52000000

Gesamt 10,83 m² 7,22000 14,0 0,21333 32,43333333

Äquivalenzziffern



 

 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ermittlung der Bessungseinheiten (= Wertgleiche Grabplätze)

1 2 3 4 5 6

Gesamt- Zahl der vorauss.

äquivalenz- ND Nutzungsrecht- Bemessungs-

Grabart: ziffer: in Jahren: veräusserungen: einheiten:

(3x4x5)

Einzelgräber 1fachbreit und 2fachtief 2,00000000 20 8 320

Verlängerung 2,00000000 10 8 160

Familiengräber 2fachbreit und 2fachtief 4,18000000 20 4 334

Verlängerung 4,18000000 10 32 1.338

Urnengräber - 2,46666667 10 1 25

Verlängerung - 2,46666667 10 3 74

Urnennaturgrab 2fach 5,32666667 10 6 320

Verlängerung 5,32666667 10 0 0

Urnennaturgrab 4fach 8,16666667 10 3 245

Verlängerung 8,16666667 10 0 0

Urnennaturgrab anonym 1fach 2,32666667 10 2 47

Urnennische 2fach 1,13333333 10 3 34

Verlängerung 1,13333333 10 5 57

Urnennische 4fach 2,29333333 10 1 23

Verlängerung 2,29333333 10 2 46

Grabkammern 1fachbreit/2fachtief 2,02000000 12 1 24

Verlängerung 2,02000000 10 2 40

Grabkammern 1fachbreit/3fachtief 2,52000000 12 0 0

Verlängerung 2,52000000 10 0 0

Gesamt 62,54000000 81 3.086

Kalkulation Friedhofsgebühren als Einrichtungseinheit - 2024

Ermittlung des wertgleichen Gebührensatzes je Bemessungseinheit

Zu verteilende Kosten gemäß BABg:

 - Grabstätten Friedhof Tiefenbach 94.102,26 €

 - Grabstätten Friedhof Haselbach 19.017,77 €

 - Grabstätten Friedhof Kirchberg v. W. 25.201,04 €

138.321,07 €

Summe Bemessungseinheiten 3.086

Wertgleicher Gebührensatz 44,82348 €



 

 
Dadurch ergeben sich bei einer 100 %igen Kostendeckung folgende Gebührensätze: 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 

Grabnutzungsgebühr - mit Zuschlag

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11

Wert- Gesamt- Gebühr/ Ein- Gebühr/ Grab- Zahl der

gleicher äqui- Jahr Nutz- maliger Jahr nutzungs- vorauss.

Gebühren- valenz- (ohne ungs- Zu- (mit gebühr/ verkauften Verpro-

Grabart: satz. ziffer: Zuschlag): dauer: schlag: Zuschlag): ND: NR: bung:

(3x4) (5+(7:6)) (6x8) (8x9)

Einzelgräber 1fachbreit/2fachtief 44,82348 € 2,0000 89,65 € 20 0,00 € 89,65 € 1.792,94 € 8 14.343,51 €

Verlängerung 44,82348 € 2,0000 89,65 € 10 0,00 € 89,65 € 896,47 € 8 7.171,76 €

Familiengräber 2fachbreit/2fachtief 44,82348 € 4,1800 187,36 € 20 0,00 € 187,36 € 3.747,24 € 4 14.988,97 €

Verlängerung 44,82348 € 4,1800 187,36 € 10 0,00 € 187,36 € 1.873,62 € 32 59.955,88 €

Urnengräber - 44,82348 € 2,4667 110,56 € 10 0,00 € 110,56 € 1.105,65 € 1 1.105,65 €

Verlängerung 44,82348 € 2,4667 110,56 € 10 0,00 € 110,56 € 1.105,65 € 3 3.316,94 €

Urnennaturgrab 2fach 44,82348 € 5,3267 238,76 € 10 0,00 € 238,76 € 2.387,60 € 6 14.325,58 €

Verlängerung 44,82348 € 5,3267 238,76 € 10 0,00 € 238,76 € 2.387,60 € 0 0,00 €

Urnennaturgrab 4fach 44,82348 € 8,1667 366,06 € 10 0,00 € 366,06 € 3.660,58 € 3 10.981,75 €

Verlängerung 44,82348 € 8,1667 366,06 € 10 0,00 € 366,06 € 3.660,58 € 0 0,00 €

Urnennaturgrab 1fach 44,82348 € 2,3267 104,29 € 10 0,00 € 104,29 € 1.042,89 € 2 2.085,79 €

Urnennische 2fach 44,82348 € 1,1333 50,80 € 10 291,07 € 79,91 € 799,07 € 3 2.397,21 €

Verlängerung 44,82348 € 1,1333 50,80 € 10 291,07 € 79,91 € 799,07 € 5 3.995,35 €

Urnennische 4fach 44,82348 € 2,2933 102,80 € 10 440,28 € 146,82 € 1.468,23 € 1 1.468,23 €

Verlängerung 44,82348 € 2,2933 102,80 € 10 440,28 € 146,82 € 1.468,23 € 2 2.936,46 €

Grabkammern 1fachbreit/2fachtief 44,82348 € 2,0200 90,54 € 12 0,00 € 90,54 € 1.086,52 € 1 1.086,52 €

Verlängerung 44,82348 € 2,0200 90,54 € 10 0,00 € 90,54 € 905,43 € 2 1.810,87 €

Grabkammern 1fachbreit/3fachtief 44,82348 € 2,5200 112,96 € 12 0,00 € 112,96 € 1.355,46 € 0 0,00 €

Verlängerung 44,82348 € 2,5200 112,96 € 10 0,00 € 112,96 € 1.129,55 € 0 0,00 €

Gesamt 62,5400 81 141.970,47 €

Kalkulation Friedhofsgebühren als Einrichtungseinheit - 2024

Vergleich der neu kalkulierten mit den bisher gültigen Gebührensätzen - mit Zuschlag

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11

Bisher Neue Bisher Neu

gültige Gebühr gültige kalkulierte

Gebühr (mit Zuschlag) Differenz Differenz Gebühr Gebühr Differenz Differenz

Grabart: pro Jahr: pro Jahr: in EUR: in %: ND: für ND: für ND: in EUR: in %:

(4-3) (3x7) (4x7) (9-8)

Einzelgrab 1fachbreit/2fachtief 72,74 € 89,65 € 16,91 € 23,24% 20 1.454,80 € 1.792,94 € 338,14 € 23,24%

Familiengrab 2fachbreit/2fachtief 151,95 € 187,36 € 35,41 € 23,31% 20 3.039,00 € 3.747,24 € 708,24 € 23,31%

Urnengräber 4fach 89,71 € 110,56 € 20,85 € 23,25% 10 897,10 € 1.105,65 € 208,55 € 23,25%

Urnennaturgrab 2fach 238,76 € 238,76 € 10 2.387,60 €

Urnennaturgrab 4fach 366,06 € 366,06 € 10 3.660,58 €

Urnennaturgrab anonym 1fach 104,29 € 104,29 € 10 1.042,89 €

Urnennische 2fach 64,88 € 79,91 € 15,03 € 23,16% 10 648,80 € 799,07 € 150,27 € 23,16%

Urnennische 4fach 119,41 € 146,82 € 27,41 € 22,96% 10 1.194,10 € 1.468,23 € 274,13 € 22,96%

Grabkammern 1fachbreit/2fachtief 73,47 € 90,54 € 17,07 € 23,24% 12 881,64 € 1.086,52 € 204,88 € 23,24%

Grabkammern 1fachbreit/3fachtief 91,65 € 112,96 € 21,31 € 23,25% 12 1.099,80 € 1.355,46 € 255,66 € 23,25%



 

 
Kostendeckungsgrad 

 
Bei der letzten Kalkulation hat der Gemeinderat in seiner Sitzung am 28.10.2021 einen Kostende-
ckungsgrad von 65 % festgelegt.  
 

Entwicklung der Gebühr bei 65 %iger Kostendeckung: 
 

 
 

Beschluss: 

Der Haupt- und Finanzausschuss schlägt dem Gemeinderat vor, den Kostendeckungsgrad auf 65 % 

festzulegen. Dabei ergeben sich ab den 01.07.2024 folgende jährliche Grabnutzungsgebühren: 

 

- Einzelgrab:   58,27 €  

- Familiengrab:  121,79 €  

Urnenerdgräber:  71,87 €  

- Urnennaturgrab 2fach:  155,19 €  

- Urnennaturgrab 4fach:  237,94 €  

- Urnennaturgrab anonym:    67,79 €  

- Urnennische 2fach:  51,94 €  

- Urnennische 4fach:     95,44 €  

- Grabkammer 2fachtief:  58,85 €  

- Grabkammer 3fachtief:    73,42 €  

Abstimmung: 12 : 0 
(ohne Ewald Schmatz) 

 
 

Vergleich der neu kalkulierten mit den bisher gültigen Gebührensätzen - mit Zuschlag

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11

Bisher Neue Bisher Neu

gültige Gebühr gültige kalkulierte

Gebühr (mit Zuschlag) Differenz Differenz Gebühr Gebühr Differenz Differenz

Grabart: pro Jahr: pro Jahr: in EUR: in %: ND: für ND: für ND: in EUR: in %:

(4-3) (3x7) (4x7) (9-8)

Einzelgrab 1fachbreit/2fachtief 52,54 € 58,27 € 5,73 € 10,91% 20 1.050,80 € 1.165,41 € 114,61 € 10,91%

Familiengrab 2fachbreit/2fachtief 109,74 € 121,79 € 12,05 € 10,98% 20 2.194,80 € 2.435,71 € 240,91 € 10,98%

Urnengräber 4fach 64,79 € 71,87 € 7,08 € 10,92% 10 647,90 € 718,67 € 70,77 € 10,92%

Urnennaturgrab 2fach 155,19 € 155,19 € 10 1.551,94 €

Urnennaturgrab 4fach 237,94 € 237,94 € 10 2.379,38 €

Urnennaturgrab anonym 1fach 67,79 € 67,79 € 10 677,88 €

Urnennische 2fach 46,86 € 51,94 € 5,08 € 10,84% 10 468,60 € 519,40 € 50,80 € 10,84%

Urnennische 4fach 86,24 € 95,44 € 9,20 € 10,66% 10 862,40 € 954,35 € 91,95 € 10,66%

Grabkammern 1fachbreit/2fachtief 53,06 € 58,85 € 5,79 € 10,92% 12 636,72 € 706,24 € 69,52 € 10,92%

Grabkammern 1fachbreit/3fachtief 66,19 € 73,42 € 7,23 € 10,92% 12 794,28 € 881,05 € 86,77 € 10,92%

Kostendeckungsgrad 65 %



 

 
Kalkulation der Leichenhausgebühr 

 
Die Leichenhausgebühr beträgt gemäß Beschluss des Gemeinderats vom 28.10.2021 bisher 195,92 €. 
  
- Für den 1. Benutzungstag 145 ,- € 
- Für den 2. Benutzungstag   45 .- €  
 
Durch die o.g. Veränderung des Verteilungsschlüssels zwischen Grabstätte und Leichenhalle ergeben 
sich für das Leichenhaus geringere gebührenfähige Kosten. Geteilt durch die voraussichtliche Anzahl 
an Sterbefälle/Jahr (Durchschnitt der Jahre 2021 – 2023) ergibt sich folgendes Ergebnis:  
 

 
 
Aufgrund der geringfügigen Schwankung gegenüber der vorherigen Kalkulation, wird vorgeschlagen 
die Gebühren für die Leichenhausnutzung gleich zu lassen.  
 
Im Jahr 2025 müssen die Gebühren für die Leichenhalle nach Fertigstellung der Leichen- und Ausseg-
nungshalle am neuen Friedhof dann sowieso neu kalkuliert werden.  
 

Beschluss: 
 

Der Haupt- und Finanzausschuss schlägt dem Gemeinderat vor, die Gebühren für die Benutzung 
des Leichenhauses wie bisher bei 145.- € für den 1. Benutzungstag und 45.- € für den 2. Benut-
zungstag zu belassen. Mit Fertigstellung der neuen Leichen- und Aussegnungshalle im Friedhof 
„Am Hochstiftsweg“ sind dann die Leichenhausgebühren neu zu kalkulieren. 

Abstimmung: 12 : 0 
(ohne Ewald Schmatz) 

 
 
 
 
 

Gebühr für Benutzung des Leichenhaus in einer Einrichtungseinheit

Ermittlung der Nutzungsgebühr für das Leichenhaus

Kosten gemäß BABg

Friedhof Tiefenbach 5.850,75 €

Friedhof Haselbach 3.681,44 €

Friedhof Kirchberg v. W. 2.738,96 €

12.271,15 €

Voraussichtliche Anzahl Sterbefälle/Jahr

Friedhof Tiefenbach 29 

Friedhof Haselbach 18 

Friedhof Kirchberg v. W. 13 

60 

Kosten je Sterbefall für Nutzung Leichenhaus 204,52 €

durchschnittliche Liegedauer im Leichenhaus (angefangene Tage); Beschluss GR vom 27.06.2013 2

Gebühr je Sterbefall pro Tag für die Nutzung des Leichenhaus: 102,26 €



 

 
Änderungssatzung 

 
Aufgrund von Art. 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes und Art. 20 des Kostengesetzes erlässt die 
Gemeinde  Tiefenbach folgende Satzung: 
 

Satzung zur 3. Änderung  
der Friedhofsgebührensatzung (FGS) vom 04.11.2023  

der Gemeinde Tiefenbach vom ….. 
 

 
 

Die Friedhofsgebührensatzung (FGS) der Gemeinde Tiefenbach vom 04.11.2013, zuletzt geändert mit 
2. Änderungssatzung vom 04.11.2021 wird wie folgt geändert: 

 
§ 1 

 
§ 3 (Entstehen einer Gebühr) erhält folgende Neufassung: 
 
(1) Die Grabnutzungsgebühr entsteht mit der Zuteilung oder der Verlängerung des Nutzungsrechts 

eines Grabs, und zwar 
 
a.) bei der erstmaligen Zuteilung des Nutzungsrechts für die Dauer des Nutzungsrechts nach § 12 Abs. 
1 i.V.m. § 30 FS, 
 
b.) bei der Verlängerung des Nutzungsrechts nach Ablauf der Ruhefrist für den Zeitraum der Verlänge-
rung, 
 
c.) bei Bestattung einer Leiche oder Beisetzung einer Urne in einem Grab, für das die Nutzungszeit 
noch nicht abgelaufen ist, für die Zeit vom Ablauf des bisherigen Nutzungsrechts bis zum Ablauf der 
neuen Ruhefrist. 

§ 2 
 
§ 4 (Grabnutzungsgebühr) erhält folgende Neufassung: 
 
(1) Die Grabnutzungsgebühr beträgt pro Jahr für 
 
a.) eine Einzelgrabstätte       58,27 €, 
b.) eine Familiengrabstätte     121,79 €, 
c.) eine Urnengrabstätte       71,87 €, 
d.) eine Urnennaturgrabstätte mit zweifacher Belegung  155,19 €, 
e.) eine Urnennaturgrabstätte mit vierfacher Belegung  237,94 €, 
f.) eine Urnennaturgrabstätte anonym      67,79 €, 
g.) eine Grabkammer 1-fachbreit / 2-fachtief     58,85 €, 
h.) eine Grabkammer 1-fachbreit / 3-fachtief     73,42 €, 
i.) eine Urnennische mit zweifacher Belegungsmöglichkeit   51,94 €, 
j.) eine Urnennische mit vierfacher Belegungsmöglichkeit   95,44 €. 
 



 

 
(2) Eine Verlängerung des Grabnutzungsrechtes für 5 Jahre ist möglich. Hierfür wird ein Jahresbetrag 

in gleicher Höhe erhoben. Bei einer Verlängerung der Ruhefrist wegen einer weiteren Belegung 
der Grabstätte gilt § 3 Abs. 1 Buchstabe c. 

 
(3) Abweichend von § 4 Abs. 1 beträgt die jeweilige Grabnutzungsgebühr für Besitzer von Grabstätten 

im Friedhof an der Pfarrkirche in Tiefenbach, die kein Recht zur Bestattung haben, jeweils die 
Hälfte. Diese „ermäßigte“ Gebühr ist jeweils für einen Zeitraum von fünf Jahren im Voraus zu 
entrichten. 

 

§ 3 
 
§ 5 (Bestattungsgebühren) erhält folgende Neufassung: 
 
(1) Die Gebühr für Totengräber (Bestatter) je Sterbefall beträgt 
  
a.) bei Totgeburten, Leichenteilen, Leichenresten,    188,85 € 
Gebeinen oder einer Leibesfrucht (Totgeburt) 
 
b.) bei Urnenbestattungen (auch bei einer Urnenwandbestattung)  188,85 € 
 
c.) bei Kindern bis zum vollendeten 11. Lebensjahr    188,85 € 
 
e.) bei den übrigen Personen (Sargbestattung im Erdgrab)   574,77 € 
 
f.) bei einer Grabkammerbestattung      234,83 € 
 
 
(2) Die Gebühr für die Umbettung  
 
a.) eines Sarges innerhalb der gemeindlichen Friedhöfe,  
einschließlich Öffnen und Schließen beider Gräber    1.724,31 € 
 
b.) eines Sarges in einen Friedhof außerhalb der Gemeinde    1.149,54 € 
  
c.) einer Urne innerhalb der gemeindlichen Friedhöfe,  
einschließlich Öffnen und Schließen beider Gräber          377,71 € 
 
e.) einer Urne in einen Friedhof außerhalb der Gemeinde      188,85 € 
    
 
(3) Die Gebühr für Friedhofs- und Bestattungspersonal  
 je Sterbefall beträgt          142,80 € 
 
 
(4) Von dieser Gebührenregelung unberührt bleiben Ersätze, Gebühren und Unkosten von Bestat-
tungsinstituten, die diese für ihre eigenen Leistungen berechnen. 
 
(5)   Die Gebühr für die Benutzung des Leichenhauses beträgt je Sterbefall für den  
 
 1. Benutzungstag            145,00 € 
 und für jeden weiteren angefangenen Benutzungstag         45,00 € 

 



 

 
§ 4 

§ 6 (Sonstige Gebühren) erhält folgende Neufassung: 
 
(1) Für die Gründung des Grabdenkmals (Herstellen des Fundamentes) wird folgende Gebühr erhoben: 
 
a.) für eine Einzel- bzw. Urnengrabstätte     137,00 € 
b.) für eine Familiengrabstätte       230,00 € 
 
(2) Für die Beschriftung einer Urnennaturgrabstätte wird folgende Gebühr erhoben:  
  
a.) Urnennaturgrab in Rasenfläche nach § 20 Abs. 1 FS 
-  Erwerb Granitsteinplatte ohne Beschriftung     65,00 €  
 
b.) Urnennaturgrab in bepflanzten Bereich nach § 20 Abs. 2 FS 
-  Erwerb Edelstahlschild mit Beschriftung inkl. Verbschrauben und 
Anbringung des Erdspieß         214,40 € 
 
-  Bereitstellung Erdspieß             65,00 € 

        
(3) Die Gebühren für Erlaubnisse, Gestattungen, Einwilligungen und andere Amtshandlungen bemes-
sen sich nach der Satzung über die Erhebung von Verwaltungsgebühren für  
        Amtshandlungen im eigenen Wirkungskreis der Gemeinde Tiefenbach in der jeweiligen  
        aktuellen Fassung. 
 
(4) Zusätzlich zur Grabnutzungsgebühr (§ 4) wird bei Inanspruchnahme einer Grabkammer folgende 
„sonstige Gebühr“ erhoben: 
 
a.) für eine Grabkammer 1-fachbreit / 2-fachtief    2.000.- € 
(gleichzeitig sind 2 Belegungen möglich) 
 
b.) für eine Grabkammer 1-fachbreit / 3-fachtief    2.640.- € 
(gleichzeitig sind 3 Belegungen möglich) 
 

(5) Wird eine Grabkammer vor Ablauf der Gesamtnutzungsdauer (84 Jahre) vorzeitig zurückgegeben, 
wird dem Gebührenschuldner nachstehender „Rückkaufswert“ erstattet: 
 

Inanspruchnahme / Mietzeit

Grabkammer Grabkammer 

1-fachbreit / 2-fachtief 1-fachbreit / 3-fachtief

Nach 12 Jahren Nutzungsdauer (Mietzeit) 1.640.- € 2.185.- €

Nach 24 Jahren Nutzungsdauer (Mietzeit) 1.350.- € 1.805.- €

Nach 36 Jahren Nutzungsdauer (Mietzeit) 1.065.- € 1.427.- €

Nach 48 Jahren Nutzungsdauer (Mietzeit) 778.- € 1.054.- €

Nach 60 Jahren Nutzungsdauer (Mietzeit) 491.- € 675.- €

Nach 72 Jahren Nutzungsdauer (Mietzeit) 205.- € 297.- €

Rückkaufswert

 
  

Der jeweilige Rückkaufswert (Ablösewert) wird zur Rückzahlung fällig, sobald die Grabstätte aufgege-

ben wurde und die vom Inhaber der Grabstätte errichteten Anlagen (z.B. Grabmal) vollständig entfernt 

wurden. 

 



 

 
(6) Abweichend von Absatz 3 wird bei Inanspruchnahme einer zurückgegebenen, bereits früher ver-
mieteten Grabkammer folgende „sonstige Gebühr“ zusätzlich zur Grabnutzungsgebühr (§ 4) erhoben: 
 

Restlaufzeit / Restmietzeit

Grabkammer Grabkammer 

1-fachbreit / 2-fachtief 1-fachbreit / 3-fachtief

72 Jahre 1.715.- € 2.261.- €

60 Jahre 1.428.- € 1.884.- €

48 Jahre 1.142.- € 1.506.- €

36 Jahre 856.- € 1.129.- €

24 Jahre 571.- € 752.- €

12 Jahre 285.- € 374.- €

Restnutzungsgebühr

 
 
(7) Abweichend von Absatz 4 wird für eine Grabkammer im Friedhof Tiefenbach, bei der die „sonstige 
Gebühr“ für die Inanspruchnahme der Grabkammer aufgrund früherem Satzungsrecht erhoben wurde 
und die vor Ablauf der Gesamtnutzungsdauer (84 Jahre) vorzeitig zurückgegeben wird, dem Gebüh-
renschuldner nachstehender „Rückkaufswert“ erstattet: 
 

Inanspruchnahme / Mietzeit

Grabkammer Grabkammer 

1-fachbreit / 2-fachtief 1-fachbreit / 3-fachtief

Nach 12 Jahren Nutzungsdauer (Mietzeit) 1.230.- € 1.640.- €

Nach 24 Jahren Nutzungsdauer (Mietzeit) 1.015.- € 1.355.- €

Nach 36 Jahren Nutzungsdauer (Mietzeit) 800.- € 1.070.- €

Nach 48 Jahren Nutzungsdauer (Mietzeit) 585.- € 790.- €

Nach 60 Jahren Nutzungsdauer (Mietzeit) 370.- € 510.- €

Nach 72 Jahren Nutzungsdauer (Mietzeit) 155.- € 220.- €

Rückkaufswert

 
 
(8) Die Gemeinde Tiefenbach kann über den allgemeinen Gebührensatz hinaus – für alle auf Veranlas-
sung des Grabnutzungsberechtigten oder sonstigen Gebührenschuldners (§ 2) entstandenen sonstigen 
Aufwendungen (z. B. für die Entfernung von Grabdenkmälern usw.) – Unkostenersatz in Höhe der tat-
sächlich entstandenen Aufwendungen verlangen. Es werden dabei die im Entstehungszeitraum maß-
gebenden Material- und Verrechnungslohnsätze verrechnet. 

 

§ 5 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.07.2024 in Kraft. 
 
Tiefenbach, den      
GEMEINDE TIEFENBACH  
     S i e g e l 
Fürst,  
1. Bürgermeister  

Beschluss: 
 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Gemeinderat, die vorgenannte Satzung zur 3. Än-
derung der Friedhofsgebührensatzung (FGS) vom 04.11.2023 zu erlassen. 
 

Abstimmung: 12: 0 
(ohne Ewald Schmatz) 



 

 
Beschlussvorschläge: 

 
1. Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Empfehlung des Haupt- und Finanz-
ausschuss aussprechen kann, dass der Kostendeckungsgrad auf 65 % (wie bisher) festgelegt wird. 
 

Abstimmung: 19 : 0 
(ohne Ewald Schmatz, Johannes Unholzer)  

 
2. Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Empfehlung des Haupt- und Finanz-
ausschuss aussprechen kann, dass die jährlichen Grabnutzungsgebühren ab dem 01.07.2024 wie 
folgt festgelegt werden: 
 

- Einzelgrab:   58,27 €  

- Familiengrab:  121,79 €  

- Urnenerdgräber:  71,87 €  

- Urnennaturgrab 2fach:  155,19 €  

- Urnennaturgrab 4fach:  237,94 €  

- Urnennaturgrab anonym:    67,79 €  

- Urnennische 2fach:  51,94 €  

- Urnennische 4fach:     95,44 €  

- Grabkammer 2fachtief:  58,85 €  

- Grabkammer 3fachtief:    73,42 €  

 
Abstimmung: 19 : 0 

(ohne Ewald Schmatz, Johannes Unholzer) 
 
3. Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Empfehlung des Haupt- und Finanz-
ausschuss aussprechen kann, die Gebühren für die Benutzung des Leichenhauses wie bisher bei 
145.- € für den 1. Benutzungstag und 45.- € für den 2. Benutzungstag zu belassen. Mit Fertigstel-
lung der neuen Leichen- und Aussegnungshalle im Friedhof „Am Hochstiftsweg“ sind dann die Lei-
chenhausgebühren neu zu kalkulieren. 

Abstimmung: 19 : 0 
(ohne Ewald Schmatz, Johannes Unholzer) 

 
4.  

 
Änderungssatzung 

 
Aufgrund von Art. 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes und Art. 20 des Kostengesetzes erlässt die 
Gemeinde  Tiefenbach folgende Satzung: 
 

Satzung zur 3. Änderung  
der Friedhofsgebührensatzung (FGS) vom 04.11.2013  

der Gemeinde Tiefenbach vom ….. 
 



 

 

 
 

Die Friedhofsgebührensatzung (FGS) der Gemeinde Tiefenbach vom 04.11.2013, zuletzt geändert mit 
2. Änderungssatzung vom 04.11.2021 wird wie folgt geändert: 

 
§ 1 

 
§ 3 (Entstehen einer Gebühr) erhält folgende Neufassung: 
 
(1) Die Grabnutzungsgebühr entsteht mit der Zuteilung oder der Verlängerung des Nutzungsrechts 

eines Grabs, und zwar 
 

a.) bei der erstmaligen Zuteilung des Nutzungsrechts für die Dauer des Nutzungsrechts nach § 12 
Abs. 1 i.V.m. § 30 FS, 

 
b.) bei der Verlängerung des Nutzungsrechts nach Ablauf der Ruhefrist für den Zeitraum der Ver-
längerung, 

 
c.) bei Bestattung einer Leiche oder Beisetzung einer Urne in einem Grab, für das die Nutzungszeit 
noch nicht abgelaufen ist, für die Zeit vom Ablauf des bisherigen Nutzungsrechts bis zum Ablauf 
der neuen Ruhefrist. 

§ 2 
 
§ 4 (Grabnutzungsgebühr) erhält folgende Neufassung: 
 
(1) Die Grabnutzungsgebühr beträgt pro Jahr für 
 

a) eine Einzelgrabstätte        58,27 €, 
b) eine Familiengrabstätte      121,79 €, 
c) eine Urnengrabstätte        71,87 €, 
d) eine Urnennaturgrabstätte mit zweifacher Belegung  155,19 €, 
e) eine Urnennaturgrabstätte mit vierfacher Belegung  237,94 €, 
f) eine Urnennaturgrabstätte anonym      67,79 €, 
g) eine Grabkammer 1-fachbreit / 2-fachtief     58,85 €, 
h) eine Grabkammer 1-fachbreit / 3-fachtief     73,42 €, 
i) eine Urnennische mit zweifacher Belegungsmöglichkeit    51,94 €, 
j) eine Urnennische mit vierfacher Belegungsmöglichkeit  95,44 €. 

 
(2) Eine Verlängerung des Grabnutzungsrechtes für 5 Jahre ist möglich. Hierfür wird ein Jahresbetrag 

in gleicher Höhe erhoben. Bei einer Verlängerung der Ruhefrist wegen einer weiteren Belegung 
der Grabstätte gilt § 3 Abs. 1 Buchstabe c. 

 
(3) Abweichend von § 4 Abs. 1 beträgt die jeweilige Grabnutzungsgebühr für Besitzer von Grabstätten 

im Friedhof an der Pfarrkirche in Tiefenbach, die kein Recht zur Bestattung haben, jeweils die 
Hälfte. Diese „ermäßigte“ Gebühr ist jeweils für einen Zeitraum von fünf Jahren im Voraus zu 
entrichten. 

 
 



 

 

§ 3 
 

§ 5 (Bestattungsgebühren) erhält folgende Neufassung: 
 
(1) Die Gebühr für Totengräber (Bestatter) je Sterbefall beträgt 
 

a) bei Totgeburten, Leichenteilen, Leichenresten,    188,85 € 
            Gebeinen oder einer Leibesfrucht (Totgeburt) 
 

b) bei Urnenbestattungen (auch bei einer Urnenwandbestattung)  188,85 € 
 
 c) bei Kindern bis zum vollendeten 11. Lebensjahr    188,85 € 
 
 d) bei den übrigen Personen (Sargbestattung im Erdgrab)   574,77 € 
 
 e) bei einer Grabkammerbestattung     234,83 € 
 
 
(2) Die Gebühr für die Umbettung  
 

a) eines Sarges innerhalb der gemeindlichen Friedhöfe,  
  einschließlich Öffnen und Schließen beider Gräber   1.724,31 € 
 

b) eines Sarges in einen Friedhof außerhalb der Gemeinde    1.149,54 € 
  

c) einer Urne innerhalb der gemeindlichen Friedhöfe,  
  einschließlich Öffnen und Schließen beider Gräber       377,71 € 
 

d) einer Urne in einen Friedhof außerhalb der Gemeinde       188,85 € 
   

 
(3) Die Gebühr für Friedhofs- und Bestattungspersonal  
 je Sterbefall beträgt           142,80 € 
 
 
(4) Von dieser Gebührenregelung unberührt bleiben Ersätze, Gebühren und Unkosten von  
 Bestattungsinstituten, die diese für ihre eigenen Leistungen berechnen. 
 
(5)   Die Gebühr für die Benutzung des Leichenhauses beträgt je Sterbefall für den  
 1. Benutzungstag            145,00 € 
 und für jeden weiteren angefangenen Benutzungstag         45,00 € 

 
 

§ 4 
 

§ 6 (Sonstige Gebühren) erhält folgende Neufassung: 
 
(1)  Für die Gründung des Grabdenkmals (Herstellen des Fundamentes) wird folgende Gebühr erhoben: 
 

a) für eine Einzel- bzw. Urnengrabstätte             137,00 € 
b) für eine Familiengrabstätte          230,00 € 

 



 

 
(2) Für die Beschriftung einer Urnennaturgrabstätte wird folgende Gebühr erhoben:  
  

a) Urnennaturgrab in Rasenfläche nach § 20 Abs. 1 FS 
    -  Erwerb Granitsteinplatte ohne Beschriftung       65,00 €  

 
 

b) Urnennaturgrab in bepflanzten Bereich nach § 20 Abs. 2 FS 
 -  Erwerb Edelstahlschild mit Beschriftung inkl. Verbschrauben und 
  Anbringung des Erdspieß     214,40 € 

-  Bereitstellung Erdspieß            65,00 € 
 

(3) Die Gebühren für Erlaubnisse, Gestattungen, Einwilligungen und andere Amtshandlungen bemes-
sen sich nach der Satzung über die Erhebung von Verwaltungsgebühren für Amtshandlungen im eige-
nen Wirkungskreis der Gemeinde Tiefenbach in der jeweiligen aktuellen Fassung. 
 
(4) Zusätzlich zur Grabnutzungsgebühr (§ 4) wird bei Inanspruchnahme einer Grabkammer folgende 
„sonstige Gebühr“ erhoben: 
 
 a) für eine Grabkammer 1-fachbreit / 2-fachtief    2.000.- € 
 (gleichzeitig sind 2 Belegungen möglich) 
 
 b) für eine Grabkammer 1-fachbreit / 3-fachtief    2.640.- € 
  (gleichzeitig sind 3 Belegungen möglich) 
 

(5) Wird eine Grabkammer vor Ablauf der Gesamtnutzungsdauer (84 Jahre) vorzeitig zurückgegeben, 
wird dem Gebührenschuldner nachstehender „Rückkaufswert“ erstattet: 
 

Inanspruchnahme / Mietzeit

Grabkammer Grabkammer 

1-fachbreit / 2-fachtief 1-fachbreit / 3-fachtief

Nach 12 Jahren Nutzungsdauer (Mietzeit) 1.640.- € 2.185.- €

Nach 24 Jahren Nutzungsdauer (Mietzeit) 1.350.- € 1.805.- €

Nach 36 Jahren Nutzungsdauer (Mietzeit) 1.065.- € 1.427.- €

Nach 48 Jahren Nutzungsdauer (Mietzeit) 778.- € 1.054.- €

Nach 60 Jahren Nutzungsdauer (Mietzeit) 491.- € 675.- €

Nach 72 Jahren Nutzungsdauer (Mietzeit) 205.- € 297.- €

Rückkaufswert

 
  

Der jeweilige Rückkaufswert (Ablösewert) wird zur Rückzahlung fällig, sobald die Grabstätte aufgege-

ben wurde und die vom Inhaber der Grabstätte errichteten Anlagen (z.B. Grabmal) vollständig entfernt 

wurden. 

 

(6) Abweichend von Absatz 3 wird bei Inanspruchnahme einer zurückgegebenen, bereits früher ver-
mieteten Grabkammer folgende „sonstige Gebühr“ zusätzlich zur Grabnutzungsgebühr (§ 4) erhoben: 
 



 

 

Restlaufzeit / Restmietzeit

Grabkammer Grabkammer 

1-fachbreit / 2-fachtief 1-fachbreit / 3-fachtief

72 Jahre 1.715.- € 2.261.- €

60 Jahre 1.428.- € 1.884.- €

48 Jahre 1.142.- € 1.506.- €

36 Jahre 856.- € 1.129.- €

24 Jahre 571.- € 752.- €

12 Jahre 285.- € 374.- €

Restnutzungsgebühr

 
 
(7) Abweichend von Absatz 4 wird für eine Grabkammer im Friedhof Tiefenbach, bei der die „sonstige 
Gebühr“ für die Inanspruchnahme der Grabkammer aufgrund früherem Satzungsrecht erhoben wurde 
und die vor Ablauf der Gesamtnutzungsdauer (84 Jahre) vorzeitig zurückgegeben wird, dem Gebüh-
renschuldner nachstehender „Rückkaufswert“ erstattet: 
 

Inanspruchnahme / Mietzeit

Grabkammer Grabkammer 

1-fachbreit / 2-fachtief 1-fachbreit / 3-fachtief

Nach 12 Jahren Nutzungsdauer (Mietzeit) 1.230.- € 1.640.- €

Nach 24 Jahren Nutzungsdauer (Mietzeit) 1.015.- € 1.355.- €

Nach 36 Jahren Nutzungsdauer (Mietzeit) 800.- € 1.070.- €

Nach 48 Jahren Nutzungsdauer (Mietzeit) 585.- € 790.- €

Nach 60 Jahren Nutzungsdauer (Mietzeit) 370.- € 510.- €

Nach 72 Jahren Nutzungsdauer (Mietzeit) 155.- € 220.- €

Rückkaufswert

 
 
(8) Die Gemeinde Tiefenbach kann über den allgemeinen Gebührensatz hinaus – für alle auf Veranlas-
sung des Grabnutzungsberechtigten oder sonstigen Gebührenschuldners (§ 2) entstandenen sonstigen 
Aufwendungen (z. B. für die Entfernung von Grabdenkmälern usw.) – Unkostenersatz in Höhe der tat-
sächlich entstandenen Aufwendungen verlangen. Es werden dabei die im Entstehungszeitraum maß-
gebenden Material- und Verrechnungslohnsätze verrechnet. 

 

§ 5 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.07.2024 in Kraft. 
 
Tiefenbach, den      
GEMEINDE TIEFENBACH  
   
        S i e g e l 
Fürst,  
1. Bürgermeister  

 
 

Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für den Erlass der 3. Änderung der Friedhofsge-
bührensatzung (FGS) vom 04.11.2013 aussprechen kann. 

Abstimmung: 19 : 0 
(ohne Ewald Schmatz, Johannes Unholzer) 

 

 
 



 

 
5. Neuerlass einer Satzung über die Benutzung der Friedhöfe und der Bestattungseinrichtungen der 
Gemeinde Tiefenbach (Friedhofssatzung - FS) - vgl. dazu Vorberatungen des Haupt- und Finanzaus-
schuss vom 11. April 2024 und 2. Mai 2024. 
 

Auszug aus den Vorberatung der Haupt- und Finanzausschuss vom 2. Mai 2024 
(2. Vorberatung) 

 
4. Neuerlass einer Satzung über die Benutzung der Friedhöfe und der Bestattungseinrichtungen der 
Gemeinde Tiefenbach (Friedhofssatzung - FS) - 2. Vorberatung - vgl. dazu Sitzung des Haupt- und 
Finanzausschuss vom 11. April 2024. 

Beschriftungsmuster 
 
In der Sitzung des Haupt- und Finanzausschuss am 11. April 2024 wurde der Beschluss gefasst, dass 
das vorliegende Muster (1. Abbildung) ein wenig zu groß ist und ein neues Muster (2. Abbildung) 
angefertigt werden soll. Das weitere Muster (3. Abbildung) wäre eine schlichte Platte nur mit Namen, 
wo aufgrund der Größe kein Foto, Spruch oder Kreuz möglich wäre. Seitens der Verwaltung wird die 
mittlere Abbildung als einheitliche Lösung vorgeschlagen, weil in dieser Größe alle Wünsche (Foto, 
Spruch, Kreuz, usw.) verwirklicht werden können. Die mittlere Edelstahlpatte hat eine Größe von 17 x 
11,5 cm.  

 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für das Muster 2 (rot umrandet) in Edelstahl 
mit einer Größe von 17 x 11,5 cm aussprechen kann. 

Abstimmung: 10 : 0 
(ohne Josef Fehrer, Susanne Mayerhofer, Johannes Regner) 



 

 
Für die Urnennaturgräber, die sich in den Grünflächen befinden, ist eine Beschriftung mittels Granit-
platte vorgesehen. Aufgrund der Diskussionen in der Sitzung des Haupt- und Finanzausschuss am 11. 
April 2024 wurden weitere Muster beschafft. Die oberste Abbildung (Impala Granit) zeigt das Muster 
aus der Sitzung des Haupt- und Finanzausschuss vom 11. April 2024 und ist nach Empfehlung des 
Steinmetzbetriebes am besten geeignet. Das mittlere Muster ist ein Fürstensteiner Granit, der ein 
wenig heller ist, aber auch noch gut geeignet wäre. Das untere Muster ist ein Neuhauser Granit, der 
nach Ansicht des Steinmetzbetriebes eher ungeeignet ist. 
 
 

 
 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für das Muster 2 (rot umrandet) den Fürsten-
steiner Granit mit einer Größe von 25 x 25 cm aussprechen kann. 

Abstimmung: 10 : 0 
(ohne Josef Fehrer, Susanne Mayerhofer, Johannes Regner) 

 
 



 

 
Sachverhaltsdarstellung 

 
In der Sitzung des Haupt- und Finanzausschuss wurden die Eckdaten bezüglich Gestaltung, Pflege, Be-
schriftung und Unterhalt für die Urnennaturgräber im Bereich der Friedhofserweiterung in Tiefen-
bach beraten. Die beschlossenen Punkte wurden in die neue Friedhofssatzung eingearbeitet. Im Rah-
men der Einarbeitung der beschlossenen Punkte wurde die gesamte Friedhofssatzung auf Grundlage 
des aktuellen Satzungsmusters („Parzefall“) und unter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten 
in unserem Gemeindegebiet überarbeitet bzw. fortgeschrieben. Bei der Anpassung auf die aktuelle 
Friedhofssatzung haben sich kleinere redaktionelle Änderungen ergeben. Geänderte Passagen mit 
größerer Bedeutung wurden im nachfolgenden Satzungsentwurf mit roter Farbe markiert, so dass 
sich folgende Friedhofssatzung ergibt: 

 

Satzung über die Benutzung der Friedhöfe und der Bestattungsein-

richtung (Friedhofssatzung - FS)  

der Gemeinde Tiefenbach vom XX.XX.XXXX 

Aufgrund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 und Absatz 2 der Gemeindeordnung (GO) er-

lässt die Gemeinde Tiefenbach folgende Satzung: 

I. Allgemeine Vorschriften 

§ 1  

Gegenstand der Satzung 

Zum Zwecke einer geordneten und würdigen Totenbestattung, insbesondere der Gemeindeeinwoh-

ner, betreibt die Gemeinde Tiefenbach als eine öffentliche Einrichtung (einheitliche Bestattungsein-

richtung im Sinne des Artikel 21 GO): 

a.) die Friedhöfe in Kirchberg v.W., Haselbach und Tiefenbach (Friedhof an der Pfarrkirche und Fried-

hof am Hochstiftsweg), mit den einzelnen Grabstätten 

b.) die gemeindlichen Leichenhäuser in Kirchberg v.W., Haselbach und Tiefenbach und 

c.) das Friedhofs- und Bestattungspersonal. 

§ 2  

Friedhofszweck 

Der gemeindliche Friedhof ist insbesondere den verstorbenen Gemeindeeinwohnern als würdige Ru-

hestätte und der Pflege ihres Andenkens gewidmet. 

§ 3  

Friedhofsverwaltung 

Der gemeindliche Friedhof wird von der Gemeinde Tiefenbach als Friedhofsträgerin verwaltet und 

beaufsichtigt (=Friedhofsverwaltung). Der Belegungsplan wird von der Gemeinde so geführt, dass je-

derzeit festgestellt werden kann, wann mit wem jedes Grab belegt wurde und wer der Grabnut-

zungsberechtigte ist. 

 



 

 
§ 4  

Bestattungsanspruch 

(1) Auf dem gemeindlichen Friedhof ist die Beisetzung  

1. der verstorbenen Gemeindeeinwohner, 

2. der im Gemeindegebiet Verstorbenen oder tot Aufgefundenen, wenn eine ordnungsgemäße Be-

stattung anderweitig nicht sichergestellt ist, 

3. Verstorbene, die ein Nutzungsrecht an einem belegungsfähigen Grab besitzen und ihre Familien-

angehörige (§ 1 Abs. 1 Ziffer 1 Bestattungsverordnung) zu gestatten. 

(2) Für Tot- und Fehlgeburten gilt Artikel 6 des Bestattungsgesetzes. 

(3) Die Bestattung anderer als der in Absatz 1 genannten Personen bedarf (auf Antrag) der besonde-

ren Erlaubnis der Friedhofsverwaltung im Einzelfall, auf die kein Rechtsanspruch besteht. 

(4) Im Friedhof „An der Pfarrkirche“ in Tiefenbach ist das Bestattungs- und Benutzungsrecht einge-

schränkt. Bei diesem Friedhof bestand nur noch bis zum Ablauf des 31.12.2019 ein befristetes Recht 

auf Beisetzung oder Bestattung. Seit dem 01.01.2020 sind in diesem Friedhof keine Bestattungen 

mehr möglich. 

(5) Ausgenommen von der Einschränkung des Absatz 3 ist das Priestergrab. Im bestehenden Priester-

grab darf ein Pfarrer, der in der Pfarrei Tiefenbach offiziell gewirkt hat, bestattet oder beigesetzt wer-

den.  

§ 4a  

Grabpflegerecht für den Friedhof „An der Pfarrkirche“ in Tiefenbach 

Das „Grabpflegerecht“ (= Nutzungsrecht ohne Bestattungs- und Beisetzungsrecht) gilt für Grabbesit-

zer im Friedhof „An der Pfarrkirche“ in Tiefenbach, die kein Recht zur Bestattung oder Beisetzung 

mehr haben, aber ihre Grabstätte (trotz abgelaufener Ruhefrist) nicht aufgeben wollen. Auf Antrag 

erhalten diese Grabbesitzer ein höchstens bis 31.12.2039 befristetes Grabpflegerecht. Dieses Grab-

pflegerecht wird jeweils auf die Dauer von fünf Jahren eingeräumt. 

 

II. Ordnungsvorschriften 

 

§ 5  

Öffnungszeiten 

(1) Der gemeindliche Friedhof ist tagsüber geöffnet. Die Besuchszeiten werden am Eingang zum 

Friedhof bekannt gegeben; bei dringendem Bedürfnis kann das Friedhofspersonal in Einzelfällen Aus-

nahmen zulassen. 

(2) Die Gemeinde kann das Betreten des Friedhofs oder einzelner Teile aus besonderem Anlass – z.B. 

bei Leichenausgrabungen und Umbettungen (§ 31) – untersagen. 

 

 



 

 
§ 6 

Verhalten im Friedhof 

(1) Jeder Besucher des Friedhofs hat sich ruhig und der Würde des Ortes entsprechend zu verhalten. 

(2) Kindern unter 10 Jahren ist das Betreten des Friedhofs nur in Begleitung Erwachsener gestattet. 

(3) Im Friedhof ist insbesondere untersagt: 

1. Tiere mitzuführen (ausgenommen Blindenhunde); 

2. die Wege mit Fahrzeugen aller Art, insbesondere auch mit Fahrrädern, zu befahren. Ausgenom-

men sind Kinderwagen, Kranken- und Behindertenfahrstühle sowie die von der Gemeinde zugelasse-

nen Fahrzeuge; 

3. ohne Genehmigung der Gemeinde Druckschriften zu verteilen, sonstige Waren aller Art feilzubie-

ten oder anzupreisen, gewerbliche oder sonstige Leistungen anzubieten; 

4. während einer Bestattung oder Trauerfeier störende Arbeiten in der Nähe zu verrichten; 

5. zu rauchen; 

6. Wege, Plätze und Gräber zu verunreinigen, 

7. Grabhügel, Grabeinfassungen und Grünanlagen unberechtigt zu betreten und/oder zu beschädi-

gen,  

8. der Örtlichkeit nicht entsprechende Gefäße (z. B. Konservendosen, Einmachgläser, Flaschen und 

ähnliche Gegenstände) auf den Gräbern aufzustellen sowie solche Gefäße und Gießkannen zwischen 

den Gräbern zu hinterstellen, 

9. an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung störende Arbeiten auszuführen. 

 

§ 7 

Gewerbliche Tätigkeiten auf dem Friedhof 

(1) Die Gewerbetreibenden und ihre Gehilfen haben den Regelungen der Friedhofssatzung und den 

Anweisungen der Friedhofsverwaltung Folge zu leisten. Durch gewerbliche Arbeiten darf die Würde 

des Friedhofs nicht beeinträchtigt werden; insbesondere ist auf Bestattungsfeierlichkeiten Rücksicht 

zu nehmen. Nach Beendigung der Arbeiten sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in einen ord-

nungsgemäßen Zustand zu bringen. 

(2) Die Friedhofswege dürfen nur mit Erlaubnis der Friedhofsverwaltung mit den für die Ausführung 

der Arbeiten oder für den Transport von Arbeitsmitteln erforderlichen Fahrzeugen befahren werden. 

Die zulässige Höchstgeschwindigkeit im Friedhofsbereich beträgt Schritttempo. Bei anhaltendem 

Dauer- oder Regenwetter kann die Friedhofsverwaltung das Befahren der Friedhofswege mit Fahr-

zeugen untersagen. 

(3) Die gewerblich Tätigen haften für alle Schäden, die sie oder ihre Gehilfen im Zusammenhang mit 

der Tätigkeit in dem Friedhof schuldhaft verursachen. 



 

 
(4) Die Ausübung gewerbsmäßiger Tätigkeiten auf dem Friedhof kann durch die Friedhofsverwaltung 

dauerhaft untersagt werden, wenn die ordnungsgemäße Ausführung der Arbeiten nicht gewährleis-

tet ist, oder wenn trotz schriftlicher Abmahnung mehrfach gegen die Friedhofssatzung oder Anord-

nung der Friedhofsverwaltung verstoßen wird. Bei einem schwerwiegenden Verstoß ist eine Abmah-

nung entbehrlich. 

III. Grabstätten und Grabmäler 

 

§ 8 

Allgemeines 

(1) Die Grabstätten bleiben im Eigentum der Gemeinde. An ihnen können Rechte nur nach dieser Sat-

zung erworben werden. 

(2) Die Anlage der Grabstätten richtet sich nach dem Friedhofs-(Belegungs-)plan, der bei der Fried-

hofsverwaltung innerhalb der allgemeinen Dienstzeiten eingesehen werden kann. In ihm sind die ein-

zelnen Grabstätten fortlaufend nummeriert. 

§ 9 

Arten der Grabstätten 

(1) Gräber im Sinne dieser Satzung sind: 

1. Einzelgrabstätten (Einzelgrab als Erdgrab), 

2. Familiengrabstätten (Familiengrab als Erdgrab), 

3. Urnenerdgrabstätten (Urnengrab als Erdgrab), 

4. Grabkammern (einfachbreit als Zweifach- oder Dreifach-Tiefgrab und Erdgrab), 

5. Urnennischen (Urnengrabfächer mit zwei- oder vierfacher Belegungsmöglichkeit in einer Urnen-

wand), 

6. Urnennaturgräber (Urnengrab als Erdgrab) im Blumenbeet, am Findling und am Baum. 

(2) Die Lage der einzelnen Grabstätten wird durch die Gemeinde bestimmt und richtet sich nach dem 

Belegungsplan. Der Friedhof ist darin in Grabfelder aufgeteilt. Die einzelnen Grabstätten sind in einer 

Reihe fortlaufend nummeriert. Bestattungen können jeweils nur in den von der Gemeinde freigege-

benen Grabfeldern oder deren Teile erfolgen. 

(3) In einer Einzelgrabstätte kann ein Verstorbener (Sarg/Urne), in einer Einzelgrabstätte als Tiefgrab 

(§ 10) können maximal zwei Verstorbene (Särge/Urnen), bei gleichzeitig laufenden Ruhefristen, bei-

gesetzt werden. 

(4) In einer Familiengrabstätte können zwei Verstorbene (auch bei Verwendung von Särgen) neben-

einander (in einer Ebene/Höhe) beigesetzt werden (im Unterschied zu Einzelgrabstätten oder Grab-

kammern). In einer Familiengrabstätte als Tiefgrab (§ 10) können maximal vier Verstorbene 

(Särge/Urnen) bei gleichzeitig laufenden Ruhefristen beigesetzt werden. 

(5) In einer Grabkammer mit Zweifachbelegung (= Tiefgrab § 10) können höchstens zwei Verstorbene 

(Särge/Urnen), in einer Grabkammer mit Dreifachbelegung (=Tiefgrab § 10) höchstens drei Verstor-

bene (Särge/Urnen), bei gleichzeitig laufenden Ruhefristen beigesetzt werden. 



 

 
(6) In einer Urnenerdgrabstätte können bis zu vier Urnen, bei gleichzeitig laufenden Ruhefristen bei-

gesetzt werden. 

(7) In einer Urnennische mit Doppelbelegung können bis zu zwei Urnen, in einer Urnennische mit 

Vierfachbelegung können bis zu vier Urnen, bei gleichzeitig laufenden Ruhefristen beigesetzt werden. 

(8) Anonyme Grabstätten sind Grabstätten ohne Hinweise auf Verstorbene (z. B. ohne Grabmale, 

Schilder) und ohne jegliche Kennzeichnungen. Sie können auch als Urnensammelgräber eingerichtet 

werden. Anonyme Grabstätten jeder Art dürfen nicht gekennzeichnet werden. 

(9) In einem Urnennaturgrab können bis zu zwei Urnen, bei Familienfindlingssteinen bis zu vier Ur-

nen, bei gleichzeitig laufenden Ruhefristen beigesetzt werden.  

(10) Die gesamte Anzahl der möglichen Beisetzungen richtet sich bei Erdbestattungen nach der Bo-

denbeschaffenheit, Lage und dem Zustand der einzelnen Grabstätte. In einer Einzel- oder Familien-

grabstätte dürfen auch Urnen beigesetzt werden (z. B. Urne als Beisetzung eines Sarges). 

(11) Die Zuerkennung, Anlage und die Unterhaltung von Ehrengrabstätten obliegt der Gemeinde. 

 

§ 10 

Einfach- und Tiefgräber 

(1) Einfachgräber sind Erdgräber, in denen keine Tieferlegung des Sarges (keine Beisetzung überei-

nander) möglich ist. 

(2) Tiefgräber sind Erdgräber, in denen Sargbeisetzungen übereinander während des Laufes einer Ru-

hefrist (§ 30) zulässig sind. Als Tiefgräber können Grabstätten nur beansprucht werden, wenn Boden-

beschaffenheit und Lage es zulassen. 

 

§ 11 

Größe der Grabstätten 

Für die Einteilung der Grabstätten ist der Friedhofs-(Belegungs-)plan maßgebend. Die Gräber werden 

nach den jeweils erforderlichen Maßen aufgehoben. Die Ausmaße der Grabstätten werden von der 

Friedhofsverwaltung festgelegt. Der seitliche Abstand zwischen den einzelnen Grabstätten soll min-

destens 0,40m betragen. Die Art und Lage der jeweiligen Grabstätte ergibt sich aus dem jeweiligen 

Belegungsplan für die einzelnen Friedhöfe. 

 

§ 12 

Rechte an Grabstätten 

(1) An einer belegungsfähigen Grabstätte kann ein Nutzungsrecht erworben werden. Das Nutzungs-

recht wird mindestens auf die Dauer der Ruhefrist verliehen, wenn der Erwerb anlässlich eines To-

desfalls erfolgt. Wird erstmals ein Grabnutzungsrecht unabhängig von einem Todesfall erworben, so 

wird es mindestens für die Dauer der Ruhefrist (je nach Grabart und je nach Friedhof verliehen). 



 

 
(2) Das Nutzungsrecht an Grabstätten wird an einzelne natürliche Personen nach Entrichtung der 

Grabgebühr verliehen, worüber dem Nutzungsberechtigten eine Urkunde ausgestellt wird (Grabur-

kunde). 

(3) Das Nutzungsrecht an den Grabstätten kann gegen erneute Zahlung der entsprechenden Grabge-

bühr verlängert werden, wenn der Nutzungsberechtigte vor Ablauf des Rechtes die Verlängerung bei 

der Friedhofsverwaltung beantragt und der Platzbedarf des Friedhofs es zulässt. Generell werden 

Grabnutzungsrechte (außer beim Sterbefall und bei der erstmaligen Vergabe) bei diesen Verlänge-

rungen jeweils auf fünf Jahre ausgesprochen (auch beim Grabpflegerecht nach § 3a). 

(4) Nach Erlöschen des Nutzungsrechts kann die Gemeinde über die Grabstätten anderweitig verfü-

gen. Hierüber werden die bisherigen Nutzungsberechtigten, die Angehörigen in gerader Linie, die Er-

ben oder die Pfleger des Grabes rechtzeitig von der Gemeinde benachrichtigt. 

(5) In den Fällen, in denen die Ruhefrist der zu bestattenden Leichen oder Urnen über die Zeit hinaus-

reicht, für die das Recht an einem Grabplatz besteht, ist das Nutzungsrecht im Voraus für die Dauer 

der vorgeschriebenen Ruhefristen zu erwerben. 

(6) Jede Änderung der Anschrift des Nutzungsberechtigten ist der Friedhofsverwaltung mitzuteilen. 

(7) Reservierungen von Grabstätten sind unzulässig. 

 

§ 13 

Übertragung von Nutzungsrechten 

(1) Zu Lebzeiten des Nutzungsberechtigten kann die Umschreibung eines Grabnutzungsrechts der 

Ehegatte, der eingetragene Lebenspartner oder ein Abkömmling beanspruchen, wenn der Nutzungs-

berechtigte zu Gunsten dieses Angehörigen schriftlich auf das Grabnutzungsrecht verzichtet hat. 

(2) Nach dem Tode des Nutzungsberechtigten kann derjenige die Umschreibung eines laufenden 

Grabnutzungsrechts auf seinen Namen beanspruchen, dem es vom Nutzungsberechtigten in einer 

letztwilligen, rechtsgültigen Verfügung zugewendet wurde. Bei einer Verfügung zu Gunsten mehrerer 

Personen hat die erstgenannte Person Vorrang. Stirbt der Nutzungsberechtigte, ohne eine Verfügung 

hinterlassen zu haben, so kann das Nutzungsrecht auf Antrag auf die in § 1 Absatz 1 Ziffer 1 Bestat-

tungsverordnung genannten Bestattungspflichtigen Personen übertragen werden. Eingetragene Le-

benspartner sind den Ehegatten gleichgestellt. Innerhalb der Reihenfolge des § 1 Absatz 1 Ziffer 1 Be-

stattungsverordnung hat die ältere Person das Vorrecht vor der jüngeren. Haben Vorberechtigte in-

nerhalb von 6 Monaten keinen Antrag auf Übertragung des Nutzungsrechts gestellt, so wird das Nut-

zungsrecht auf Antrag einer nachberechtigten Person verliehen. Stimmen alle Vorberechtigten zu, so 

kann das Nutzungsrecht auch in begründeten Einzelfällen auf einen den Verstorbenen nahestehen-

den Dritten (z. B. Lebensgefährten, Stiefkind, usw.) übertragen werden. 

(3) Über die Umschreibung erhält der neue Grabnutzungsberechtigte eine Urkunde (Graburkunde).  

(4) Der Anspruch auf Übertragung des Nutzungsrechts erlischt, wenn alle Berechtigten die Über-

nahme ablehnen oder es kein Berechtigter innerhalb eines Jahres seit Beisetzung des verstorbenen 

Nutzungsberechtigten übernimmt. In diesem Fall kann er die Grabstätte während der Ruhefrist zu 

Betreuung an Personen überlassen werden, die zu dem Bestatteten eine persönliche Verbindung hat-

ten.  



 

 
(5) Bei Grabstätten, an denen nach einer Bestattung niemand das Grabnutzungsrecht nach Absatz 2 

oder das Betreuungsrecht nach Absatz 4 Satz 2 übernimmt, sorgt die Friedhofsverwaltung auf Kosten 

eines Verpflichteten ggf. für die Erstanlage und die Grabpflege während der Ruhefrist. Gegen voll-

ständigen Kostenersatz kann das Grabnutzungsrecht erworben werden. 

 

§ 14 

Ausmaße der Grabmäler und Einfassungen 

(1) Grabmäler dürfen im Regelfall folgende Ausmaße (Oberkante/Außenkante) nicht überschreiten: 
 

1. bei Einzelgrabstätten  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1): 
 

Höhe  1,70 m, Breite  0,80 m, Länge 1,80 m 

2. bei Familiengrabstätten  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2): 
 

Höhe  1,70 m, Breite  1,40 m, Länge 1,80 m 

3. bei Urnenerdgrabstätten  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2): 
 

Höhe  0,80 m, Breite  0,70 m, Länge 1,00 m 

4. bei Grabkammern  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4): 
 

Höhe  1,70 m Breite  1,40 m Länge 1,80 m 

 

§ 15 

Erlaubnisvorbehalt für Grabmale und bauliche Anlagen 

(1) Die Errichtung und wesentliche Änderung von Grabmälern bedarf der Erlaubnis der Gemeinde. 

Für Grabmäler, Einfriedungen, Einfassungen und sonstige bauliche Anlagen gelten die Vorschriften 

für Grabmäler entsprechend, soweit nichts Anderes bestimmt ist. 

(2) Die Erlaubnis ist schriftlich zu beantragen. Dem Antrag sind die zur Prüfung erforderlichen Unter-

lagen in zweifacher Fertigung beizufügen, insbesondere: 

1. der Grabmalentwurf bzw. der Entwurf der baulichen Anlagen mit Grundriss und Seitenansicht im 

Maßstab 1 zu 10 unter Angabe des Materials, seiner Bearbeitung, seines Inhalts, der Form und der 

Anordnung, 

2. Zeichnungen der Schrift, der Ornamente und der Symbole im Maßstab 1 zu 1 unter Angabe des 

Materials, seiner Bearbeitung, des Inhalts, der Form und der Anordnung. 

Soweit es erforderlich ist, können von der Gemeinde im Einzelfall weitere Unterlagen angefordert 

werden. 

(3) Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn das Grabmal den gesetzlichen Vorschriften oder den 

Bestimmungen dieser Satzung nicht entspricht. 

(4) Werden Grabmäler ohne Erlaubnis errichtet oder wesentlich geändert, so kann die Gemeinde die 

teilweise oder vollständige Beseitigung des Grabmals anordnen, wenn nicht auf andere Weise recht-

mäßige Bestände hergestellt werden können. Die Gemeinde kann verlangen, dass ein Erlaubnisan-

trag gestellt wird. 



 

 
(5) Die nicht erlaubnispflichtigen Holzkreuze sollen nicht länger als zwei Jahre nach der Beisetzung 

verwendet werden. 

 

§ 16 

Gründung (Standsicherheit), Erhaltung und Entfernung von Grabmälern 

(1) Jedes Grabmal muss entsprechend seiner Größe dauerhaft und standsicher gegründet werden. 

Die Fundamente sind nach den neuesten Bestimmungen und den anerkannten Regeln der Baukunst 

und durch fachkundige Firmen zu setzen. Maßgeblich für die bei der Errichtung der Grabmale gelten-

den anerkannten Regeln der Baukunst ist die TA-Grabmal in ihrer jeweils geltenden Fassung. 

(2) Der Grabnutzungsberechtigte hat das Grabmal in einem ordnungsgemäßen, verkehrssicheren Zu-

stand zu erhalten. Er ist für Schäden verantwortlich, die durch Nichtbeachtung dieser Verpflichtung 

entstehen (Insbesondere durch Umfallen des Grabmales oder Umstürzen von Teilen desselben). 

Stellt die Gemeinde Mängel in der Standsicherheit fest, kann sie nach voriger, vergeblicher Aufforde-

rung das Grabmal auf Kosten des Grabnutzungsberechtigten entfernen (Ersatzvornahme nach § 32) 

oder den gefährlichen Zustand auf andere Weise beseitigen. 

(3) Der Nutzungsberechtigte und die in seinem Auftrag handelnden Personen haften für jede durch 

die Errichtung von Grabmälern und baulichen Anlagen entstehenden Beschädigungen der Grab- und 

Friedhofsanlagen. 

(4) Grabmäler und bauliche Anlagen dürfen vor Ablauf der Ruhefrist oder des Nutzungsrechts nur mit 

voriger Erlaubnis der Gemeinde entfernt werden. 

(5) Nach Ablauf der Ruhefrist und des Nutzungsrechts sind die Grabmäler nach einer entsprechenden 

Aufforderung der Gemeinde durch den vorher Nutzungsberechtigten oder nach § 13 Absatz 2 Pflich-

tigen innerhalb von drei Monaten zu entfernen. Die Grabstätten sind einzuebnen. Sie gehen, falls sie 

nicht innerhalb von drei Monaten nach einer schriftlichen Aufforderung entfernt werden, in das Ei-

gentum der Gemeinde über. 

(6) Künstlerisch oder geschichtlich wertvolle Grabmäler (erhaltenswerte Grabmäler) und bauliche An-

lagen oder solche, die als besondere Eigenart des Friedhofs zu früheren Zeiten gelten, unterstehen 

dem besonderen Schutz der Gemeinde. Die Absicht, solche Gräber zu entfernen oder verändern zu 

wollen, ist - auch nach Ablauf der Ruhefrist oder des Grabnutzungsrechts - mindestens zwei Monate 

vorher der Gemeinde anzuzeigen. 

(7) Bei Antragstellung auf Errichtung eines Grabmals ist auf die vorstehend genannten Verpflichtun-

gen hinzuweisen. 

 

 

 

 

 

 



 

 
§ 17 

Pflege und Instandhaltung der Einzel-, Familien-, Urnenerdgrabstätten und Grabkammern 

(1) Die Grabstätten sind in einem würdigen Zustand zu unterhalten. 

(2) Jede Grabstätte ist spätestens sechs Monate nach der Beisetzung bzw. nach Verleihung des Nut-

zungsrechts würdig herzurichten, gärtnerisch anzulegen und in diesem Zustand zu erhalten. Es dür-

fen nur geeignete Gewächse verwendet werden, die die benachbarten Gräber und eine spätere Wie-

derverwendung der Grabstätte nicht beeinträchtigen. 

(3) Grabbeete dürfen nicht höher als 20 cm sein. 

(4) Bei allen Grabstätten ist der Nutzungsberechtigte - oder sofern dieser Verstorben ist - die in § 13 

Absatz 2 genannten Personen zur ordnungsgemäßen Anlage, Pflege und Instandhaltung des Grabes 

verpflichtet. 

(5) Kommt der Nutzungsberechtigte oder der sonst Verpflichtete (siehe § 13 Absatz 2) seiner Ver-

pflichtung nicht nach, kann ihn die Friedhofsverwaltung unter Fristsetzung auffordern, den ordnungs-

gemäßen Zustand herzustellen. Nach Ablauf der Frist können zur Herbeiführung des ordnungsgemä-

ßen Zustandes erforderliche Maßnahmen auf Kosten des Verpflichteten getroffen werden (Ersatzvor-

nahme nach § 32). 

(6) Ist der Aufenthalt des Nutzungsberechtigten oder der Aufenthalt bzw. die Existenz des sonst Ver-

pflichteten nicht bekannt, ergeht eine befristete öffentliche Aufforderung. Nach Ablauf dieser Frist ist 

die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabstätte in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen 

oder abzuräumen und einzuebnen. 

 

§ 18 

Gestaltung der Einzel-, Familien-, Urnenerdgrabstätten und Grabkammern 

(1) Jedes Grabmal muss dem Widmungszweck des gemeindlichen Friedhofs (§ 3) Rechnung tragen 

und sich in die Umgebung der Grabstätte einfügen. Insbesondere die Verwendung völlig ungewöhnli-

cher Werkstoffe oder aufdringlicher Farben ist verboten. Inhalt und Gestaltung der Inschrift müssen 

mit der Würde des Friedhofs in Einklang stehen. 

(2) Zur Bepflanzung der Grabstätten sind nur geeignete Gewächse zu verwenden, welche die benach-

barten Gräber und das Umfeld nicht beeinträchtigen. Die Höhe und Form der Grabhügel und die Art 

der Gestaltung sind dem Gesamtbild des Friedhofs, den besonderen Charakter des Friedhofsteils und 

der unmittelbaren Umgebung anzupassen. Grabbeete dürfen nicht höher als 20 cm sein. 

(3) Anpflanzungen aller Art neben den Gräbern werden ausschließlich von der Gemeinde ausgeführt. 

In besonderen Fällen können Ausnahmen von der Gemeinde zugelassen werden, wenn benachbarte 

Gräber nicht beeinträchtigt werden. 

(4) Das Anpflanzen hochgewachsener Gehölze (Zwergsträucher, Baum oder baumartige Pflanzen, 

Bäume) auf den Gräbern bedarf der Erlaubnis der Gemeinde. 

(5) Alle gepflanzten Gehölze gehen entschädigungslos in die Verfügungsbefugnis der Gemeinde über, 

wenn sie vom Nutzungsberechtigten nach Ablauf der Ruhefrist oder des Nutzungsrechts nicht abge-

räumt worden sind. Der Schnitt und die Beseitigung stark wachsender oder absterbender Bäume und 

Sträucher kann angeordnet werden. Wird die notwendige Maßnahme nicht innerhalb der hierfür 



 

 
dem Nutzungsberechtigten gesetzten Frist durchgeführt, so werden die Arbeiten von der Friedhofs-

verwaltung auf seine Kosten durchgeführt (Ersatzvornahme nach § 32). 

(6) Verwelkte Blumen und verdorrte Kränze sind von den Grabstätten zu entfernen und an den dafür 

vorgesehenen Plätzen abzulegen. 

(7) Die Anlage von Grabhügeln ist nicht gestattet. 

 

§ 19 

Pflege, Instandhaltung und Gestaltung der Urnennaturgräber 

(1) Die Errichtung von Grabmalen und sonstigen Anlagen oder deren Änderungen unterliegt aus-

schließlich der Gemeinde. Bei dieser Grabart ist die Grabpflege sowie die gärtnerische Gestaltung für 

die Gesamtlaufzeit im Erwerbspreis enthalten (Mähen der Rasenfläche, Strauchschnitt, usw.). 

(2) In den Bereichen der Urnennaturgräber sind gärtnerische Gestaltungen sowie alle sonstigen 

Pflanzungen durch die Grabrechtsinhaber ausnahmslos untersagt. 

(3) Die Urnennaturgräber dürfen durch die Grabrechtsinhaber weder bearbeitet, noch geschmückt 

oder verändert werden. Insbesondere ist es nicht gestattet: 

1. Kränze, Grabschmuck, Erinnerungsstücke oder sonstige Grabbeigaben niederzulegen 

2. Grablaternen aufzustellen 

3. Pflanzungen vorzunehmen 

4. Grabkerzen abzustellen 

Unerlaubt angebrachte Gegenstände (z. B. Grabschmuck, Erinnerungsstücke, Grablaternen, Pflanzun-

gen, Grabkerzen, usw.) werden durch die Friedhofsverwaltung ausnahmslos und ohne Verwahrung 

beseitigt. Grabkerzen sind ausschließlich in den dafür vorhandenen Sammelgrablaternen abzustellen. 

(4) Im Rahmen einer Beisetzung ist das Niederlegen von Kränzen und Blumenschmuck für maximal 3 

Wochen zulässig. Nach Ablauf der der 3 Wochen sind die Kränze und der Blumenschmuck durch den 

Grabnutzungsberechtigten zu entfernen. Wird dies nicht innerhalb der vorgenannten Frist durch den 

Grabnutzungsberechtigen durchgeführt, so werden die Arbeiten von der Friedhofsverwaltung auf 

seine Kosten durchgeführt (Ersatzvornahme nach § 32). 

(5) Nach Rückgabe des Nutzungsrechts werden alle Beschriftungen durch die Gemeinde entfernt. Die 

Granit- oder Edelstahlplatte werden dem ehemaligen Nutzungsberechtigten nach Ablauf des Grab-

nutzungsrechts auf dessen Wunsch kostenlos überlassen. 

 

 

 

 

 

 



 

 
§ 20 

Beschriftung der Urnennaturgräber 

(1) Urnennaturgräber, die sich in den Rasenflächen befinden, sind mit einer Granitsteinplatte zu bele-

gen. Die Granitsteinplatte hat eine einheitliche Größe von 25 x 25 x 3 cm. Die Beschaffung der Granit-

steinplatten erfolgt ausschließlich über die Gemeinde und wird über den Friedhofsgebührenbescheid 

abgerechnet. Die Beschriftung und das Einsetzen der Granitsteinplatte hat über eine vom Grab-

rechtseigentümer beauftragte Fachfirma zu erfolgen. Für die Beschriftung ist eine Genehmigung bei 

der Friedhofsverwaltung einzuholen. Eine generelle Pflicht zur Beschriftung besteht nicht. 

(2) Urnennaturgräber, die sich in den bepflanzten Flächen befinden, sind mit einer gravierten Edel-

stahlplatte zu beschriften. Die Edelstahlplatte hat eine einheitliche Größe von 17 x 11,5 cm und ist 

mittels Erdspieß in den Pflanzflächen gesteckt. Der Erdspieß wird von der Gemeinde zur Verfügung 

gestellt und über den Friedhofsgebührenbescheid abgerechnet. Die Beschaffung der Edelstahlplatten 

soll über den Bestattungsdienstleister in Eigenregie des Grabrechtseigentümers erfolgen. Das Anbrin-

gen des Erdspießes mit der beschrifteten Edelstahlplatte soll durch den Bestattungsdienstleister (Er-

füllungsgehilfe der Gemeinde) im Rahmen der Beisetzung erfolgen. Für die Beschriftung ist eine Ge-

nehmigung bei der Friedhofsverwaltung einzuholen. Eine generelle Pflicht zur Beschriftung besteht 

nicht.  

(3) Die Kreuze der Feuerwehr sind sowohl auf den Beschriftungen in den Rasenflächen, als auch auf 

den Beschriftungen in den Pflanzflächen zulässig. Die zugelassenen Kreuze dürfen eine Größe von 8,5 

x 6 cm haben. Werden diese Kreuze auf den Granitsteinplatten (Absatz 1) angebracht, so sind sie mit-

tels Fräsung o. ä. zu versenken, dass sie bei der Bewirtschaftung nicht beschädigt werden. Für das 

Anbringen der Feuerwehrkreuze an den Granitsteinplatten oder Erdspießen ist durch den Grab-

rechtsinhaber eine Fachfirma zu beauftragen. 

(4) Der von der Gemeinde vertraglich beauftragte Erfüllungsgehilfe (§ 27 Absatz 1 Satz 2) ist von der 

Genehmigung nach Absatz 2 Satz 6 freigestellt. 

 

§ 21 

Verbot von Grabsteinen aus ausbeuterischer Kinderarbeit  

Grabsteine und Grabeinfassungen aus Naturstein dürfen nur aufgestellt werden, wenn sie im Sinne 

von Artikel 9a Absatz 2 Bestattungsgesetz nachweislich ohne schlimmste Formen von Kinderarbeit im 

Sinne von Artikel 3 des Übereinkommens Nr. 182 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 17. 

Juni 1999 über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen 

der Kinderarbeit (BGBl. 2001 II S. 1290, 1291) hergestellt worden sind. Herstellung im Sinne von Satz 

1 umfasst sämtliche Bearbeitungsschritte von der Gewinnung des Natursteins bis zum Endprodukt. 

 

 

 

 

 

 



 

 
§ 22 

Aschereste und Urnenbeisetzungen 

(1) Aschereste und Urnen müssen den Vorschriften der §§ 17 und 27 der Bestattungsverordnung ent-

sprechen. 

(2) Urnen können in allen Grabarten beigesetzt werden. Urnen für alle Urnenerdbestattungen müs-

sen aus leicht verrottbarem Material bestehen. 

(3) Für das Nutzungsrecht an allen Urnengrabstätten gelten die §§ 12 und 13 entsprechend. 

(4) Wird das abgelaufene Nutzungsrecht in einer Urnennische nicht mehr verlängert, ist die Ge-

meinde berechtigt, an der von ihr bestimmten Stelle des Friedhofs in würdiger Art und Weise die 

Aschereste der Erde zu übergeben und evtl. vorhandene Urnen dauerhafter oder wasserdichter Art 

zu entsorgen. 

 

IV. Das gemeindliche Leichenhaus 

 

§ 23 

Leichenhaus 

(1) Das Leichenhaus dient der Aufbewahrung der Leichen bis sie bestattet oder überführt werden 

und zur Aufbewahrung von Ascheresten feuerbestatteter Verstorbener (Urnen) bis zur Beisetzung im 

Friedhof. Es darf nur mit Erlaubnis der Friedhofsverwaltung und in Begleitung eines Vertreters des 

Friedhofspersonals betreten werden. 

(2) Die Verstorbenen werden im Leichenhaus aufgebahrt. Sofern keine gesundheitsaufsichtliche oder 

sonstige Bedenken bestehen, können die Hinterbliebenen die Verstorbenen während der festgesetz-

ten Zeiten sehen. Die Bestattungspflichtigen (§ 6 Bestattungsverordnung) entscheiden, ob die Auf-

bahrung im offenen oder geschlossenen Sarg erfolgt. Wird darüber keine Bestimmung getroffen, 

bleibt der Sarg geschlossen. Dies gilt auch im Fall des § 7 der Bestattungsverordnung (übertragbare 

Krankheit) und/oder bei einer entsprechenden Anordnung des Amts- oder Leichenschauarztes.  

(3) Für die Beschaffung von Särgen, Sargausstattungen und für die Bekleidung von Leichen gelten die 

Vorschriften des § 30 Bestattungsverordnung. 

(4) Lichtbildaufnahmen von aufgebahrten Leichen bedürfen der Erlaubnis der Gemeinde und der Zu-

stimmung desjenigen, der die Bestattung in Auftrag gegeben hat. 

 

 

 

 

 

 



 

 
§ 24 

Leichenhausbenutzungszwang 

(1) Jede Leiche ist spätestens 24 Stunden vor der Bestattung in das gemeindliche Leichenhaus zu ver-

bringen. 

(2) Dies gilt nicht, wenn: 

1. der Tod in einer Anstalt (z. B. Krankenhaus, Klinik, Alten- bzw. Pflegeheim, u. a.) eingetreten ist 

und dort ein geeigneter Raum für die Aufbewahrung der Leiche vorhanden ist, 

2. die Leiche zum Zwecke der Überführung an einen auswärtigen Bestattungsort zur früheren Einsar-

gung freigegeben und innerhalb einer Frist von 24 Stunden überführt wird, 

3. die Leiche in einem privaten Krematorium verbrannt werden soll und sichergestellt ist, dass die 

Voraussetzungen des § 17 Bestattungsverordnung vom Träger der Bestattungsanlage geprüft wer-

den. 

§ 25 

Leichentransport 

Zur Beförderung von Leichen im Gemeindegebiet sind Leichenwagen zu benutzen. Die Beförderung 

der Leichen hat durch ein geeignetes Bestattungsunternehmen zu erfolgen. 

 

 

§ 26 

Leichenversorgung 

Reinigen, Ankleidungen und Einsargen der Leichen haben durch ein geeignetes Bestattungsunterneh-

men zu erfolgen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 
V. Friedhofs- und Bestattungspersonal 

 

§ 27 

Friedhofs- und Bestattungspersonal 

Die im Zusammenhang mit der Bestattung stehenden Vorrichtungen auf dem Friedhof, insbesondere 

- das Herrichten (Ausheben und Verfüllen) des Grabens, 

- das Versenken des Sarges und die Beisetzung der Urnen, 

- die Leichenbeförderung innerhalb des Friedhofs, also die die Überführung des Sarges/der Urne vom 

Leichenhaus zum Grab einschließlich Stellung der Sargträger,  

- Ausgrabungen und Umbettungen (Exhumierung von Leichen und Gebeinen sowie Urnen) ein-

schließlich notwendiger Umsargungen, 

- das Ausschmücken des Leichenhauses (Grundausstattung mit Trauerschmuck), 

- die Beschriftung der Urnennaturgräber (§ 20 Absätze 2 und 4) 
 
obliegt dem von der Gemeinde beauftragten Bestattungsunternehmen (=Erfüllungsgehilfe). 

(2) Auf Antrag kann die Gemeinde von der Inanspruchnahme des Trägerpersonals und der Aus-

schmückung des Leichenhauses befreien. 

 

§ 28 

Bestattung 

Bestattung im Sinne dieser Satzung ist die Erdbestattung von Leichen oder Leichenteilen sowie die 

Beisetzung von Urnen unter und über der Erde (z. B. Erdgrab oder Urnennische). Die Bestattung ist 

durchgeführt, wenn das Grab eingefüllt oder das Urnennische/die Grabkammer geschlossen ist. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 
VI. Bestattungsvorschriften 

 

§ 29 

Anzeigepflicht und Bestattungszeitpunkt 

(1) Bestattungen auf dem gemeindlichen Friedhof sind zeitnah nach Eintritt des Todes bei der Ge-

meinde anzuzeigen. Die erforderlichen Unterlagen sind vorzulegen. 

(2) Den Zeitpunkt der Bestattung setzt die Gemeinde im Benehmen mit den Angehörigen und dem 

beauftragten Erfüllungsgehilfen fest. 

 

§ 30 

Ruhefristen 

(1) Die Ruhefrist bis zur Wiederbelegung der Grabstelle beträgt 

1. für Leichen von Kindern bis zum vollendeten 11. Lebensjahr 10 Jahre, im Haselbacher Friedhof 15 

Jahre 

2. für Urnen (Aschereste) 10 Jahre, 

3. bei Grabkammern 12 Jahre, 

4. bei allen anderen Gräbern (oder Bestattungen) im Friedhof Haselbach 25 Jahre, im Friedhof in 

Kirchberg v. W. 20 Jahre, im Friedhof „Am Hochstiftsweg“ 20 Jahre, im Friedhof „An der Pfarrkirche in 

Tiefenbach“ im Nordteil 20 Jahre, im Süd- und Westteil 15 Jahre. 

(2) Wird während der Ruhefrist der ersten Leiche in einem Grab eine zweite Leiche beigesetzt, so be-

ginnt für die zweite Beisetzung eine neue Ruhefrist nach Absatz 1 zu laufen. 

 

§ 31 

Exhumierung und Umbettung 

(1) Die Exhumierung und Umbettung von Leichen und Urnen bedarf unbeschadet sonstiger gesetzli-

cher Vorschriften der vorherigen Erlaubnis der Gemeinde. Sie darf nur erteilt werden, wenn ein wich-

tiger Grund die Störung der Totenruhe und die Unterbrechung der Verwesung rechtfertigt. 

(2) Soweit Exhumierungen von Leichen nicht vom Gericht oder einer Behörde angeordnet werden, 

sollen sie nur in den Monaten Oktober bis März und außerhalb der Besuchszeiten erfolgen. 

(3) Zur Exhumierung und Umbettung bedarf es eines Antrags des Grabnutzungsberechtigten. 

(4) Angehörige und Zuschauer dürfen der Exhumierung bzw. Umbettung nicht beiwohnen. 

(5) Im Übrigen gilt § 21 Bestattungsverordnung. 

 

 
 



 

 
VII. Schlussvorschriften 

 

§ 32 

Ersatzvornahme 

Werden die in dieser Satzung festgelegten Handlungspflichten nicht rechtzeitig erfüllt, kann die Ge-

meinde die Handlung auf Kosten des Pflichtigen vornehmen oder vornehmen lassen. Die Ersatzvor-

nahme ist vorher schriftlich anzukündigen. Dabei ist eine angemessene Frist zu setzen. Einer vorheri-

gen Androhung und einer Fristsetzung bedarf es nicht, wenn der Pflichtige nicht erreichbar ist und 

die Ersatzvornahme zur Abwehr einer drohenden Gefahr notwendig ist. 

 

§ 33 

Haftung 

(1) Die Gemeinde haftet unbeschadet Absatz 2 nicht für Schäden, die durch nichtsatzungsgemäße 

Benutzung der Friedhofsanlagen durch dritte Personen oder durch Tiere entstehen. 

(2) Die Gemeinde haftet für Schäden, die sich aus der Benutzung der Bestattungseinrichtungen erge-

ben, nur dann, wenn eine Person, deren sich die Gemeinde zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen be-

dient, Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

 

§ 34 

Ordnungswidrigkeiten (Zuwiderhandlungen) 

Nach Artikel 24 Absatz 2 Satz 2 Gemeindeordnung (GO) i. V. m. § 17 des Gesetzes über Ordnungswid-

rigkeiten (OWiG) kann mit Geldbuße von mindestens 5 Euro und höchstens 1.000 Euro belegt wer-

den, wer: 

1. den Vorschriften über den Benutzungszwang zuwiderhandelt, 

2. die erforderliche Erlaubnis der Gemeinde nicht einholt, 

3. die erstmalige Anlage, Pflege und Instandhaltung der Grabstätten nach den §§ 15 bis 19 nicht sat-

zungsgemäß vornimmt oder nicht einhält,  

4. sich gegen die Bestimmungen dieser Satzung nicht ruhig und der Würde des Ortes entsprechend 

verhält oder die festgelegten Verbote missachtet. 

 

§ 35 

Inkrafttreten 

(1) Die Satzung tritt am XX.XX.XXXX in Kraft. 

 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Benutzung der Friedhöfe und der Bestattungseinrichtung 

(Friedhofssatzung - FS) der Gemeinde Tiefenbach vom 9. November 2017 außer Kraft. 



 

 
Tiefenbach, XX.XX.2024 

      Dienstsiegel 

Christian Fürst,  

1. Bürgermeister 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Empfehlung an den Gemeinderat zum 
Erlass der vorgestellten Friedhofssatzung (FS) aussprechen kann. 

Abstimmung: 10 : 0 
(ohne Josef Fehrer, Susanne Mayerhofer, Johannes Regner) 

 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für den Erlass der vorgenannten Friedhofssat-
zung (FS) zum 1. Juli 2024 und das außer Kraft treten der bestehenden Friedhofssatzung vom 9. No-
vember 2017 aussprechen kann. 

Abstimmung: 19 : 0 
(ohne Ewald Schmatz, Johannes Unholzer) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
 
6. Beratung über die Festlegung der Gebührensätze und der Gebührensatzung für die Mittags-be-
treuung und -verpflegung in der Grundschule Haselbach - vgl. dazu Vorberatungen des Haupt- und 
Finanzausschuss vom 7. Juli 2022 und 6. Juni 2024 
 

Auszug aus der Sitzung des Gemeinderates vom 23.05.2023 
 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 
Im Rahmen der überörtlichen Rechnungsprüfung für die Jahresrechnungen 2010 bis 2014 wurde im 
Bericht vom 7. Dezember 2015 folgende Regelung festgehalten und noch nicht erledigt: 
 

 
In der Sitzung des Haupt- und Finanzausschuss am 7. Juli 2022 wurde die Vorberatung für die neue 
Kalkulation sowie für die Vorberatungen über die entsprechenden Satzungen (Gebührensatzung und 
Benutzungssatzung) durchgeführt. Die Verwaltung wurde vor einer Behandlung im Gemeinderat be-
auftragt die Unterschiede zwischen der Mittagsbetreuung in Grundschule Haselbach und der offenen 
Ganztagsschule (OGTS) in der Grundschule Tiefenbach zu erarbeiten und darzustellen. 
 

Vergleich Schule Tiefenbach und Schule Haselbach 
 
Zum Schuljahr 2017/2018 wurde gemäß Gemeinderatsbeschluss vom 30.03.2017 in der Grundschule 
Tiefenbach die Mittagsbetreuung abgeschafft und die offene Ganztagesbetreuung eingeführt.  Der 
Unterschied zwischen den beiden Betreuungsformen ist folgender: 
 

Offene Ganztagesschule (OGTS) / Mittagsbetreuung 

 Betreuungsart Offene Ganztagesschule Mittagsbetreuung 

 Schule Grundschule Tiefenbach Grundschule Haselbach 

Organisation/Träger AWO-Bezirksverband Gemeinde Tiefenbach 

Ziel / Inhalt schulisches Angebot Unterstützung der 
Erziehungsarbeit  

Elternhaus u. Schule 
(nur Betreuung) 

Mindestbuchungszeit mind. 2 Tage/Woche keine Mindestbuchungszeit 

Anmeldung verbindlich für 1 Schuljahr Kündigung monatlich möglich 

Kosten kostenfrei für Eltern kostenpflichtig für Eltern 

Schüler gesamt 2021/2022 125 103 

angemeldete Schüler 
2021/2022 

90 42 



 

 

Anzahl Gruppen Schuljahr 
2021/2022 
je 12 Schüler -> 1 Gruppe 

7 Kurzgruppen (bis 14 Uhr) 
1 Langgruppe (bis 16 Uhr) 

2 normale (bis 14 Uhr) 
1 verlängerte (bis 15.30 Uhr) 

 

Finanzierung Schuljahr 2021/2022 

 Grundsatz Budgetfestlegung Freistaat 
Bayern (jährlich),  

davon Mitfinanzierungsanteil 
Kommune 

Freistaat Bayern +  
Defizitübernahme Gemeinde 

Bildung von Gruppen je 12 angemeldeter Schüler - 1 
Gruppe 

je 12 angemeldeter Schüler - 1 
Gruppe 

Förderung je Gruppe 7 Kurzgruppen (bis 14 Uhr)  
1 Langgruppe (bis 16 Uhr) 

normale (bis 14 Uhr) 3.323 € 
verlängerte (bis 15.30 Uhr) 

7.000 € 

staatl. Anteil 74.688,00 € 13.646,00 € 

pro angemeldetem Schü-
ler 

829,87 € 324,90 € 

Mitfinanzierungsanteil Ge-
meinde 
OGTS bzw. Defizit Mittags-
betreuung 

 
47.829,00 € 

 
6.000,00 € 

 
pro angemeldetem  
Schüler 

 
531,43 € 

 
142,86 € 

 

Vor- und Nachteile 

OGTS Mittagsbetreuung 

für Eltern kostenfrei für Eltern kostenpflichtig 

Mindestbuchungszeit 2 Tage keine Mindestbuchungszeit 

Anmeldung ist verbindlich für ein SJ Kündigung monatlich möglich 

Höhere staatliche Förderung   

 

Fazit 
 
Ein zahlenmäßiger Vergleich kann zwischen den beiden Schulen nicht hergestellt werden, da es sich 
um unterschiedliche Konzepte handelt. Bei der Grundschule Tiefenbach gibt es eine offene Ganzta-
gesschule, welche für die Schüler verpflichtend ist (mind. an 2 Wochentagen). Die Eltern müssen hier 
keine Kosten tragen, da es sich um ein schulisches Angebot handelt. Bei der Grundschule Haselbach 
handelt es sich um die normale und verlängerte Mittagsbetreuung, welche von den Schülern freiwil-
lig besucht werden kann. Die Mittagsbetreuung ist kostenpflichtig.  
Die Elternbeiträge sind daher ein wesentlicher Unterschied zwischen den beiden Betreuungsformen. 

Während bei der normalen und verlängerten Mittagsbetreuung von den Eltern Beiträge verlangt 

werden können, ist die offene Ganztagesschule für die Eltern Kostenfrei. Lediglich das Mittagessen 

müssen die Eltern bezahlen.   



 

 
Aktueller Sachstand 

 
Mit der Schulleiterin der Grundschule Haselbach fand am Freitag, den 12. Mai 2023 ein Gespräch we-
gen des zukünftig gewünschten Betreuungskonzepts geführt. Grundsätzlich ist das verwendete Kon-
zept immer an den Bedarf der Schule vor Ort geknüpft. Nachdem die Schulleiterin der Grundschule 
Haselbach erst seit kurzem im Amt ist, hat man vereinbart, dass die Entscheidung über die zukünftig 
gewünschte Betreuungsform im Frühjahr 2024 getroffen werden soll. Der Grund dafür liegt darin, dass 
mit allen Beteiligten Personen (Lehrer, Personal Mittagsbetreuung, Eltern) noch entsprechende Ge-
spräche zu führen sind. Bis zu den Sommerferien sollen in einer Gesprächsrunde mit der „OGTS“ Tie-
fenbach die Vor- und Nachteile ausgetauscht werden.  
 

Weiteres Vorgehen 
 
Bis zum Ende der Antragsfrist für das Schuljahr 2024/2025 (31. Mai 2024) soll eine Entscheidung über 
das Betreuungskonzept in der Grundschule Haselbach getroffen werden. Eine Umstellung von der Mit-
tagsbetreuung zur „OTGS“ kann seitens der Gemeinde nur im Einvernehmen mit der Schulleitung ge-
troffen werden. Im Hinblick auf den zum 1. August 2026 beginnenden Rechtsanspruch für die Betreu-
ung von Grundschulkindern ist dies eine wichtige Grundsatzentscheidung. 
 
Von der Verwaltung wird daher vorgeschlagen, dass die erforderlichen Satzungen erst nach der Ent-
scheidung der Grundschule Haselbach erlassen werden sollen. Somit kann man Thema voraussichtlich 
zum Schuljahr 2024/2025 abarbeiten. 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für das vorgeschlagene Vorgehen der Verwaltung 
aussprechen kann. 

Abstimmung: 19 : 0 
(ohne Tobias Königseder, Ewald Schmatz) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
Auszug aus der Sitzung des Haupt- und Finanzausschuss vom 6. Juni 2024 

 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 
In den Gesprächen mit der Schulleitung im Januar 2024 über das künftige Betreuungskonzept in der 
Grundschule Haselbach ist man zu dem Ergebnis gekommen, dass die Betreuung an der Grundschule 
Haselbach auch weiterhin in Form der Mittagsbetreuung angeboten wird. 
 
Aufgrund dessen wurde nun auch die erforderliche Benutzungs- und Gebührensatzung nochmals 
überarbeitet.  Für die Gebührensatzung ist zunächst die Festlegung der Gebührensätze erforderlich.  
 

Bisherige Gebührensätze 
 
In der Beschlussfassung im Haupt- und Finanzausschuss am 07.07.2022 hat man eine Gebührenerhö-
hung von 2 €/ Monat erhöht und folgende Gebührensätze beschlossen, die seit dem Schuljahr 
2022/2023 gelten: 
 
a) Normale Mittagsbetreuung bis 13.30 Uhr: 
 
- 1 Tag pro Woche      14,50 € 
- 2 Tage pro Woche     16,00 € 
- 3 Tage pro Woche     18,00 €  
- 4 Tage pro Woche     20,00 € 
- 5 Tage pro Woche     22,00 €  
 
b) Verlängerte Mittagsbetreuung (Montag bis Donnerstag) bis 15.30 Uhr, Freitag bis 13.30 Uhr: 
 
- 1 Tag pro Woche      16,00 € 
- 2 Tage pro Woche     20,00 € 
- 3 Tage pro Woche     24,00 €  
- 4 Tage pro Woche     29,00 € 
- 5 Tage pro Woche     30,50 € 
 
c) Individuelle Buchungsmöglichkeiten von normaler (n.M.) und verlängerter (v.M.) Mittagsbetreu-

ung: 
 
- 1 Tag pro Woche n.M./1 Tag pro Woche v.M.  17,50 € 
- 1 Tag pro Woche n.M./2 Tage pro Woche v.M.  20,50 € 
- 1 Tag pro Woche n.M./3 Tage pro Woche v.M.  25,50 € 
- 2 Tage pro Woche n.M./1 Tag pro Woche v.M.  19,00 € 
- 2 Tage pro Woche n.M./2 Tage pro Woche v.M.  23,00 € 
- 2 Tage pro Woche n.M./3 Tage pro Woche v.M.  27,00 € 
- 3 Tage pro Woche n.M./1 Tag pro Woche v.M.  21,00 € 
- 3 Tage pro Woche n.M./2 Tage pro Woche v.M.  25,00 € 
- 4 Tage pro Woche n.M./1 Tag pro Woche v.M.  23,00 € 
 
 
Der Preis für die Mittagsverpflegung (Essen und Getränke) wird auf 4,00 € pro Tag festgesetzt. 
 
 
 



 

 
Kalkulation Betreuungsgebühr 

 

 
 
Die Kalkulation ergibt ein in den letzten sechs Jahren durchschnittliches Defizit in Höhe von 8.788,90 
€.  
 
Anregungen aus den Diskussionen in der Haupt- und Finanzausschusssitzung war, ggf. einen Aus-
gleich zwischen der Finanzierung seitens der Gemeinde der Offenen Ganztagesschule in der Schule 
Tiefenbach und der Mittagsbetreuung in der Schule Haselbach herzustellen.  
 
Dieser Ausgleich könnte in der Form stattfinden, dass bei der Mittagsbetreuung ein Defizit übernom-
men wird, bis höchstens der Summe des gemeindlichen Mitfinanzierungsanteils bei der OGTS. Dieser 
Mitfinanzierungsanteil wird jährlich von der Regierung neu festgesetzt und ist von der Gemeinde zu 
entrichten. Im Schnitt lag dieser Mitfinanzierungsanteil bei 6.311 € pro Schuljahr und Gruppe. Für 
drei Gruppen würde sich ein Defizithöchstbetrag im Schnitt von 18.016,33 € ergeben.  
 
Von der Verwaltung wird vorgeschlagen, die Gebührensätze nicht zu verändern. Im Jahr 2026 muss 
ohnehin eine Neukalkulation stattfinden, da sich durch den Ganztagesanspruch die Betreuungszeiten 
ändern.  
 

Kostenersatz für Mittagessen 
 
Das Mittagessen wird von Essenslieferanten mit 3,60 €/Essen mit der Gemeinde abgerechnet. Da der 
Gemeinde noch Kosten für den Kauf von Getränke, Obst etc. entstehen wurde ein Aufschlag von 0,40 
€ vorgenommen, sodass der Satz für das Mittagessen bisher mit 4 € festgesetzt wurde.  
 
 
 
 

2020 2021

 Corona Corona

Anzahl Gruppen 1 r / 1 n 2 r / 1 n 2 r / 1n 2 r / 1n 2 r / 1n 2 r / 1n

Entgelt tarifl. Beschäftigte 4140 19.563,40 €    21.647,88 €    19.506,24 € 23.285,48 € 28.140,24 €       38.735,26 €    25.146,42 €     

abzüglich Pauschale 4140 825,00 €-          825,00 €-          825,00 €-       825,00 €-       525,00 €-             -  €                 637,50 €-           

Vers.kasse Tarifl. Beschäft.  4340 1.439,71 €      1.545,60 €      1.421,00 €    1.735,85 €    2.700,37 €         2.801,78 €      1.940,72 €       

SV-Beiträge Tarifl. Beschäft.  4440 4.224,72 €      4.837,31 €      4.220,58 €    5.379,93 €    8.171,23 €         8.439,91 €      5.878,95 €       

Personalaufwand gesamt 24.402,83 €    27.205,79 €    24.322,82 € 29.576,26 € 31.213,29 €       37.751,36 €    29.078,73 €     

verschiedene  Aufwendungen 5713 68,52 €            217,87 €          -  €              230,41 €       281,04 €             576,99 €          1.181,31 €       

Versicherung 6400 15,17 €            15,17 €            15,17 €          15,17 €               56,53 €            19,54 €             

Ausgaben gesamt 24.486,52 €    27.438,83 €    24.322,82 € 29.821,84 € 31.509,50 €       38.384,88 €    29.327,40 €     

Elternbeitrag Betreuung 1181 5.358,00 €      10.682,75 €    5.857,75 €    5.835,00 €    9.203,50 €         8.511,00 €      7.574,67 €       

staatl. Zuschuss 1711 10.323,00 €    11.623,00 €    13.646,00 € 13.646,00 € 11.646,00 €       15.146,00 €    12.671,67 €     

Förderung Ersatz Elternbeiträge "Corona" 1.753,00 €    2.479,40 €    705,40 €           

Einnahmen gesamt 15.681,00 €    22.305,75 €    21.256,75 € 19.481,00 € 20.849,50 €       23.657,00 €    20.538,50 €     

Überschuss/Fehlbetrag 8.805,52 €-      5.133,08 €-      3.066,07 €-    10.340,84 €- 10.660,00 €-       14.727,88 €-    8.788,90 €-       

8.788,90 €-       

Defizitübernahme vergleichbar mit Mitfinanzierungsanteil bei OGTS

Mitfinanzierungsanteil je Gruppe und SJ 5.500,00 €      6.150,00 €      6.422,00 €    6.487,00 €    6.604,00 €         6.703,00 €      6.311,00 €       

Gruppenanzahl 2 3 3 3 3 3 2,83

11.000,00 €    18.450,00 €    19.266,00 € 19.461,00 € 19.812,00 €       20.109,00 €    18.016,33 €     

Mittagsbetreuung Grundschule Haselbach

2018 2019 2022 2023 Durchschnitt



 

 
Somit ergibt sich folgende Satzung: 
 

Satzung über die Erhebung von Benutzungsgebühren  
für den Besuch der Mittagsbetreuung an der  

Grundschule Haselbach 
(Mittagsbetreuung-Gebührensatzung) 

 
vom….. 

 
Auf Grund von Art. 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes erlässt die Gemeinde Tiefenbach 
folgende Satzung: 

§ 1 
 Gebührenpflicht 

(1) Die Gemeinde Tiefenbach erhebt für die Inanspruchnahme der Mittagsbetreuung an der 
Grundschule Haselbach Gebühren. 

(2) Für jedes Kind, für das ein Mittagessen bestellt wurde, wird ein Kostenersatz berechnet. 

§ 2  
Gebührenschuldner 

(1) Gebührenschuldner sind, 

a) die Personensorgeberechtigten des Kindes, das für die Mittagsbetreuung aufgenom-
men wird 

b) diejenigen, die das Kind zur Aufnahme in die Mittagsbetreuung angemeldet haben. 

(2) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 

§ 3  
Entstehen und Fälligkeit der Gebührenschuld 

(1) Die Gebühr für die Mittagsbetreuung entsteht erstmals im September, bzw. in dem Monat, 
in dem das Kind in die Mittagsbetreuung aufgenommen wird. Sie endet mit dem Monat, in 
dem das Kind nach der ordnungsgemäßen Abmeldung austritt. Bei Eintritt oder Ausschei-
den währen eines Monats sind für diesen Monat die vollen Gebühren zu entrichten. Vo-
rübergehende Abwesenheit lässt die Gebührenpflicht unberührt.  

(2) Die Benutzungsgebühren sind in jedem Schuljahr für 11 Monate (September bis Juli) zu 
entrichten. Eine Gebührenerhebung für den Monat August erfolgt nicht.  

(3) Die Betreuungsgebühr sowie die Gebühr für das Mittagessen ist jeweils zum 20. des 
nächsten Monats zur Zahlung fällig. Die Gebührenschuldner sollen der Gemeinde Tiefen-
bach eine Einziehungsermächtigung für ihr Konto erteilen. 

 

 

 



 

 
§ 4  

Gebührenmaßstab 

(1) Die Höhe der Gebühren i. S. des § 5 richtet sich nach der Dauer des Besuchs der Mittags-
betreuung bzw. der Anzahl der gebuchten Betreuungstage. 

(2) Die Buchungszeiten ergeben sich aus der Betreuungsvereinbarung. 

§ 5  
Gebührensatz 

(1) Die Gebühr für die Mittagsbetreuung beträgt monatlich: 
 
a) Normale Mittagsbetreuung bis 13.30 Uhr: 
 
- 2 Tage pro Woche  16,00 € 
- 3 Tage pro Woche  18,00 €  
- 4 Tage pro Woche  20,00 € 
- 5 Tage pro Woche  22,00 €  
 
b) Verlängerte Mittagsbetreuung (Montag bis Donnerstag) bis 15.30 Uhr: 
 
- 2 Tage pro Woche  20,00 € 
- 3 Tage pro Woche  24,00 €  
- 4 Tage pro Woche  29,00 € 
 
c) Individuelle Buchungsmöglichkeiten von normaler (n.M.) und verlängerter (v.M.) Mit-
tagsbetreuung: 
 
- 1 Tag pro Woche n.M./1 Tag pro Woche v.M. 17,50 € 
- 1 Tag pro Woche n.M./2 Tage pro Woche v.M. 21,50 € 
- 1 Tag pro Woche n.M./3 Tage pro Woche v.M. 25,50 € 
- 1 Tag pro Woche n.M./4 Tage pro Woche v.M. 30,50 € 
- 2 Tage pro Woche n.M./1 Tag pro Woche v.M. 19,00 € 
- 2 Tage pro Woche n.M./2 Tage pro Woche v.M. 23,00 € 
- 2 Tage pro Woche n.M./3 Tage pro Woche v.M. 27,00 € 
- 3 Tage pro Woche n.M./1 Tag pro Woche v.M. 21,00 € 
- 3 Tage pro Woche n.M./2 Tage pro Woche v.M. 25,00 € 
- 4 Tage pro Woche n.M./1 Tag pro Woche v.M. 23,00 € 
 
(2)  Der Kostenersatz für das Mittagessen beträgt pro bestelltem Essen 4,00 € und wird   
  zusammen mit der Betreuungsgebühr gemäß § 3 Abs. 3 abgerechnet.  

§ 6 
 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.09.2024 in Kraft. 
 
Tiefenbach,         
GEMEINDE TIEFENBACH 
         Siegel 
F ü r s t  
1. Bürgermeister 



 

 
Beschluss: 

 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Gemeinderat, die vorgelegte Satzung über die Er-
hebung von Benutzungsgebühren für den Besuch der Mittagsbetreuung an der Grundschule Hasel-
bach zu erlassen. 

Abstimmung: 12 : 0 
(ohne Ewald Schmatz)  

 
Beschluss: 

 
Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die vorgelegte Satzung über die Erhebung 
von Benutzungsgebühren für den Besuch der Mittagsbetreuung an der Grundschule Haselbach aus-
sprechen kann. 

Abstimmung: 19 : 0 
(ohne Ewald Schmatz, Johannes Unholzer) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
7. Beratung über den Erlass einer Benutzungssatzung für die Mittagsbetreuung in der Grundschule 
Haselbach - vgl. dazu Vorberatungen des Haupt- und Finanzausschuss vom 7. Juli 2022 und 6. Juni 
2024. 
 

Auszug aus der Sitzung des Haupt- und Finanzausschuss vom 07.07.2022 
 
 
7. Vorberatung der Benutzungssatzung für die Mittagsbetreuung in der Grundschule Haselbach. 
 
Für die Benutzung der Mittagsbetreuung in der Grundschule Haselbach muss neben der Gebühren-
satzung auch eine Benutzungssatzung erlassen werden.  
 
Er wird folgende Benutzungssatzung vorgeschlagen: 
 
 

Satzung über die Benutzung der Mittagsbetreuung  
der Grundschule Haselbach 

 
vom…. 

 
Aufgrund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 der Gemeindeordnung (GO) erlässt die Gemeinde Tie-
fenbach folgende Satzung: 

§ 1 Gegenstand der Satzung; Öffentliche Einrichtung, Personal 

(1) Die Gemeinde Tiefenbach betreibt in der Grundschule Haselbach für die Schülerinnen und Schüler 
der Grundschule Haselbach die Mittagsbetreuung als öffentliche Einrichtung. Der Besuch ist freiwillig. 

(2) Die Mittagsbetreuung ist eine Einrichtung im Sinn von Art. 31 Bayerisches Gesetz über das Erzie-
hungs- und Unterrichtswesen (BayEUG), deren Angebot sich an die Grundschüler der Grundschule Ha-
selbach richtet. 

(3) Die Mittagsbetreuung bietet Schulkindern der Grundschule Haselbach (Klasse 1 bis 4) an Schultagen 
im Anschluss an den Unterricht eine Betreuung. 

(4) Die Gemeinde Tiefenbach stellt im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen das für den Betrieb des 
Schulbetreuungsangebotes notwendige Personal. 

§ 2 Aufnahme 

(1) Die Aufnahme in die Mittagsbetreuung erfolgt nach Maßgabe der verfügbaren Plätze. 

(2) Buchungszeiten nur für die gesamte Woche (Mo – Fr) sind zu bevorzugen. 

(3) Kinder, die wegen Mangels an freien Plätzen nicht aufgenommen werden können, werden in eine 
Vormerkliste eingetragen. Die Aufnahme bestimmt sich im Übrigen nach Maßgabe der Dringlichkeits-
stufen gem. Abs. 5. 

(4) Über die Aufnahme der angemeldeten Kinder entscheidet die Gemeinde Tiefenbach im Benehmen 
mit der Leitung der Mittagsbetreuung. Die Gemeinde Tiefenbach teilt die Entscheidung den Personen-
sorgeberechtigten unverzüglich mit. 

(5) Die Aufnahme der Kinder erfolgt unter Maßgabe des Abs. 2 mit nachfolgender Dringlichkeit:   



 

 
a.) Grundschulkinder, deren Personensorgeberechtigte/r alleinerziehend und gleichzeitig erwerbstätig 
ist;  

b.) Grundschulkinder, deren Personensorgeberechtigte beide zur gebuchten Zeit erwerbstätig sind; 

c.) Grundschulkinder, deren Aufnahme von Schulseite unterstützt wird, 

d.) alle sonstigen Grundschulkinder. 

§ 3 Anmeldung 

(1) Die Aufnahme des Kindes in die Mittagsbetreuung setzt die schriftliche Anmeldung durch die Per-
sonensorgeberechtigten voraus. Bei der Anmeldung sind die erforderlichen Angaben zur Person des 
aufzunehmenden Kindes und des/der Personensorgeberechtigten zu machen. Änderungen beim Per-
sonensorgerecht sind unverzüglich mitzuteilen. Alle Angaben der Personensorgeberechtigten werden 
vertraulich behandelt und nicht an Dritte weitergegeben. 
 
(2) Die Anmeldung des Kindes erfolgt für das jeweilige Betreuungsjahr jeweils zu einem Stichtag, der 
sich an der Schuleinschreibung orientiert. Eine spätere Anmeldung – während des Betreuungsjahres 
– ist möglich, sofern Plätze verfügbar sind. Bei der Anmeldung des Kindes haben die Personensorge-
berechtigten in einer Betreuungsvereinbarung mit der Gemeinde Tiefenbach Buchungszeiten für das 
Betreuungsjahr festzulegen. Buchungszeiten sind Zeiten, in denen ein Kind die Einrichtung regelmä-
ßig besucht. Es werden folgende Buchungszeiten angeboten: 

a) Normale Mittagsbetreuung (Montag bis Freitag) bis 13.30 Uhr 

b) Verlängerte Mittagsbetreuung (Montag bis Donnerstag) bis 15.30 Uhr 

c.)  Die Kombination zwischen a.) und b.) ist möglich. 

(3) Die Änderung der Buchungszeiten ist auf schriftlichen Antrag jeweils zum Monatsanfang unter Ein-
haltung einer Frist von 2 Wochen möglich.  

 

§ 4 Mittagsverpflegung 

Die Schülerinnen und Schüler der Mittagsbetreuung erhalten auf Wunsch ein warmes Mittagessen. 
Wird kein Mittagessen benötigt (z.B. Krankheit), ist das Essen bis spätestens 8.30 Uhr des jeweiligen 
Tages telefonisch beim Essenslieferanten abzubestellen. Zudem ist das Personal der Mittagsbetreuung 
über die Abbestellung des Mittagessens zu informieren. Erfolgt die Abbestellung nicht oder nicht recht-
zeitig, müssen die Kosten für das Essen erhoben werden. 

§ 5 Abmeldung/Kündigung/Änderung der Buchungszeit 

Die Abmeldung (Kündigung) durch die Personensorgeberechtigten ist jeweils zum Monatssende 
schriftlich unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 2 Wochen zulässig. 

§ 6 Öffnungs- und Schließzeiten 

(1) Die Mittagsbetreuung ist an Schultagen von Unterrichtsende von Montag bis Donnerstag bis 15:30 
Uhr geöffnet, an Freitagen bis 13:30 Uhr. 



 

 
(2) Außerhalb der Öffnungszeiten findet keine Aufsicht statt. Ein Anspruch auf bestimmte Betreuungs-
zeiten besteht nicht.  

(3) Die Mittagsbetreuung hat in den Schulferien grundsätzlich geschlossen. Sonstige (betriebsbe-
dingte) Schließzeiten werden von der Gemeinde bzw. der Leitung der Mittagsbetreuung rechtzeitig 
(durch Aushang) bekannt gegeben. 

§ 7 Regelmäßiger Besuch 

Die Mittagsbetreuung kann ihre Bildungs- und Erziehungsaufgaben nur dann sachgerecht erfüllen, 
wenn ein Kind die Mittagsbetreuung regelmäßig besucht. Die Personensorgeberechtigten sollen daher 
für den regelmäßigen Besuch Sorge tragen. Der Mittagsbetreuungsbetrieb kann auch außerhalb des 
Schulgeländes stattfinden (Ausflüge, Exkursionen etc.). 

§ 8 Krankheit und Meldepflicht 

(1) Kinder, die erkrankt sind, dürfen die Mittagsbetreuung während der Dauer ihrer Erkrankung nicht 
besuchen. 

(2) Erkrankungen sind dem Personal der Mittagsbetreuung oder dem Sekretariat der Grundschule un-
verzüglich, unter Angabe des Krankheitsgrundes mitzuteilen; die voraussichtliche Dauer der Erkran-
kung soll angegeben werden. 

(3) Leidet ein Kind an einer ansteckenden Krankheit (oder an dem Befall von Läusen) ist das pädagogi-
sche Personal der Mittagsbetreuung von der Erkrankung und der Art der Erkrankung unverzüglich zu 
unterrichten. Gleiches gilt, wenn Familienmitglieder oder ein Mitglied der Wohngemeinschaft des Kin-
des an einer ansteckenden Krankheit leiden. Die Leitung der Mittagsbetreuung kann die Wiederzulas-
sung des Kindes zum Besuch der Einrichtung von der vorherigen Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses 
abhängig machen.  

(4) Personen, die an einer ansteckenden Krankheit leiden, dürfen Räume der Mittagsbetreuung nicht 
betreten. 

§ 9 Ausschluss vom Besuch, Kündigung durch den Träger 

(1) Ein Kind kann mit Wirkung zum Ende des laufenden Monats unter Einhaltung einer mindestens 
zweiwöchigen Kündigungsfrist vom weiteren Besuch der Mittagsbetreuung ausgeschlossen werden,  

a.) wenn es innerhalb der beiden letzten Monate mehr als 2 Wochen lang unentschuldigt gefehlt hat, 

b.) wenn es innerhalb des laufenden Betreuungsjahres insgesamt mehr als 4 Wochen unentschuldigt 
gefehlt hat, 

c.) wenn es zu Auffälligkeiten/besonderen Vorkommnissen kommt nach Rücksprache mit entspre-
chenden Fachdiensten,  

d.) wenn es nicht mehr möglich erscheint eine sinnvolle pädagogische Förderung des Kindes zu errei-
chen, 

e.) wenn es aus gesundheitlichen, hygienischen oder Anstoß erregenden Gründen notwendig er-
scheint. 



 

 
(2) Bei wiederholten schwerwiegenden Verstößen gegen diese Benutzungsordnung oder wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt kann das Kind mit Wirkung zum Monatsende vom Besuch der Mittagsbetreu-
ung ausgeschlossen werden. Dies gilt auch für den Fall, dass der Elternbeitrag für die beiden letzten 
Monate nicht entrichtet wurde bzw. die rechtzeitige Entrichtung angemahnt werden musste. 

§ 10 Mitwirkung der Personensorgeberechtigten 

(1) Eine wirkungsvolle Bildungs- und Erziehungsarbeit in der Mittagsbetreuung hängt entscheidend 
von der verständnisvollen Mitarbeit und Mitwirkung der Eltern ab. Die Personensorgeberechtigten 
sollen daher regelmäßig mit der Leitung Gespräche wahrnehmen. Einzelgespräche sind mit der Leitung 
zu vereinbaren. Diese kann weitere Betreuungskräfte zu dem Gespräch hinzuziehen. 

(2) Zur Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauftrages ist ein Austausch des pädagogischen Personals 
mit der jeweiligen Lehrerschaft notwendig. 

§ 11 Versicherungsschutz bei Unfällen 

Im Rahmen der Mittagsbetreuung ist ein Versicherungsschutz durch die Kommunale Unfallversiche-
rung Bayern (KUVB) enthalten. 

§ 12 Aufsichtspflicht, Versicherung und Haftung 

(1) Die Aufsichtspflicht in der Mittagsbetreuung beginnt bei der Übernahme des Kindes an die Betreu-
ungsperson und endet mit der Übernahme des Kindes durch die Eltern oder eines Bevollmächtigten. 
Außerhalb der Öffnungszeiten findet eine Aufsicht nicht statt.  

(2) Besucht ein Kind selbständig die Mittagsbetreuung, beginnt die Aufsichtspflicht mit der Aufnahme 
des Kindes in die Gruppe der Einrichtung durch das Betreuungspersonal und endet beim Entlassen des 
Kindes aus der Einrichtung durch das Betreuungspersonal. Die Aufsicht auf dem Weg von und zur Mit-
tagsbetreuung obliegt den Eltern. Das Kind darf den Heimweg nur dann allein antreten, wenn die El-
tern darüber eine schriftliche Erklärung bei dem Betreuungspersonal abgegeben haben. Dabei sind der 
allgemeine Entwicklungsstand und das Alter des Kindes zu berücksichtigen. 

(3) Soll das Kind von einer anderen, von den Eltern beauftragten Person abgeholt werden, muss in der 
Einrichtung eine schriftliche oder telefonische Vollmacht für diese Person abgegeben werden. 

(4) Für mitgebrachte Gegenstände, die das Kind dem Personal der Mittagsbetreuung nicht zur Aufbe-
wahrung übergibt, kann nicht gehaftet werden. Für Verlust, Verwechslung oder Beschädigung der Gar-
derobe und der Ausstattung der Kinder kann keine Haftung übernommen werden. Dies gilt auch für 
mitgebrachtes Spielzeug. Es wird empfohlen, diese Gegenstände mit dem Namen des Kindes zu kenn-
zeichnen. Bei mutwilliger Beschädigung des Eigentums der Mittagsbetreuung oder des Eigentums ei-
nes anderen Kindes, haben die Personensorgeberechtigten Schadensersatz zu leisten. Wir empfehlen 
deshalb den Abschluss einer Haftpflichtversicherung. 

§ 13 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.09.2022 in Kraft. 
 
 
Tiefenbach,        Siegel 



 

 
Gemeinde Tiefenbach 
 
 
 
F ü r s t  
1. Bürgermeister 

 
 

Beschluss: 
 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Gemeinderat, die vorgestellte Satzung über die Be-
nutzung der Mittagsbetreuung der Grundschule Haselbach zu erlassen. 
 

Abstimmung: 12 : 0 
 

Auszug aus der Sitzung des Haupt- und Finanzausschuss vom 6. Juni 2024 
 

 
Sachverhaltsdarstellung 

 
Aufgrund der unter TOP 4 vorgenannten Grundsatzfrage hinsichtlich der Mittagsbetreuung in der 
Grundschule Haselbach ist die o.g. Benutzungssatzung bisher nicht in Kraft getreten. Nachdem nun 
feststeht, dass die Mittagsbetreuung in der Form auch fortgeführt wird, ist der Erlass der Benut-
zungssatzung zum Schuljahr 2024/2025 erforderlich.  
 
Seit der Beratung im HFA am 07.07.2022 haben sich für die Benutzungssatzung nochmal einige Ände-
rungen ergeben.  Eine wesentliche Änderung ist, dass eine Mindestbuchungszeit von zwei Tagen/Wo-
che geregelt wurde. Dies hat den Hintergrund, dass in die Statistik zur Förderung nur Kinder ab einer 
Buchungszeit von zwei Tagen in der Woche einfließen. Diese wurde auch mit der Schule und dem 
Personal der Mittagsbetreuung nochmal durchgesprochen. Auch hier sind dann nochmal Anpassung 
erfolgt.  
 
 

Im Ergebnis ergibt sich folgende Benutzungssatzung: 
 

Satzung über die Benutzung der Mittagsbetreuung  
der Grundschule Haselbach 

(Mittagsbetreuungs-Benutzungssatzung) 
 

vom…. 
 
 

Aufgrund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 der Gemeindeordnung (GO) erlässt die Ge-
meinde Tiefenbach folgende Satzung: 
 
 

§ 1 
Gegenstand der Satzung; Öffentliche Einrichtung, Personal 

 
(1) Die Gemeinde Tiefenbach betreibt in der Grundschule Haselbach für die Schülerinnen und 
Schüler der Grundschule Haselbach die Mittagsbetreuung als öffentliche Einrichtung. Der Be-
such ist freiwillig. 



 

 
(2) Die Mittagsbetreuung ist eine Einrichtung im Sinn von Art. 31 Bayerisches Gesetz über das 
Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG), deren Angebot sich an die Grundschüler der 
Grundschule Haselbach richtet. 

(3) Die Mittagsbetreuung bietet Schulkindern der Grundschule Haselbach (Klasse 1 bis 4) an 
Schultagen im Anschluss an den Unterricht eine Betreuung. 

(4) Die Gemeinde Tiefenbach stellt im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen das für den 
Betrieb des Schulbetreuungsangebotes notwendige Personal. 

 

§ 2  
Aufnahme 

 
(1) Die Aufnahme in die Mittagsbetreuung erfolgt nach Maßgabe der verfügbaren Plätze. 

(2) Buchungszeiten für die gesamte Woche (Mo – Fr) sind zu bevorzugen.  

(3) Kinder, die wegen Mangels an freien Plätzen nicht aufgenommen werden können, werden 
in eine Vormerkliste eingetragen. Die Aufnahme bestimmt sich im Übrigen nach Maßgabe der 
Dringlichkeitsstufen gem. Abs. 5. 

(4) Über die Aufnahme der angemeldeten Kinder entscheidet die Gemeinde Tiefenbach im 
Benehmen mit der Leitung der Mittagsbetreuung. Die Gemeinde Tiefenbach teilt die Entschei-
dung den Personensorgeberechtigten unverzüglich mit. 

(5) Die Aufnahme der Kinder erfolgt unter Maßgabe des Abs. 2 nachfolgender Dringlichkeit:  

a.) Grundschulkinder, deren Personensorgeberechtigte/r alleinerziehend und gleichzeitig er-
werbstätig ist; 

b.) Grundschulkinder, deren Personensorgeberechtigte beide zur gebuchten Zeit erwerbstätig 
sind; 

c.) Grundschulkinder, deren Aufnahme von Schulseite unterstützt wird, 

d.) alle sonstigen Grundschulkinder. 

 

§ 3 
Anmeldung/Betreuungsvereinbarung 

 
(1) Anmeldungen werden ganzjährig entgegengenommen. Die Anmeldungen sind dabei wäh-
rend der Öffnungszeiten direkt beim Personal der jeweiligen Mittagsbetreuungseinrichtung 
vorzunehmen. 

(2) Die Aufnahme des Kindes in die Mittagsbetreuung setzt die schriftliche Anmeldung durch 
die Personensorgeberechtigten voraus. Bei der Anmeldung sind die erforderlichen Angaben 
zur Person des aufzunehmenden Kindes und des/der Personensorgeberechtigten zu machen. 
Änderungen beim Personensorgerecht sind unverzüglich mitzuteilen. Alle Angaben der Per-
sonensorgeberechtigten werden vertraulich behandelt und nicht an Dritte weitergegeben. 

(3) Die Anmeldung des Kindes erfolgt für das jeweilige Betreuungsjahr jeweils zu einem 
Stichtag, der sich an der Schuleinschreibung orientiert. Eine spätere Anmeldung – während 
des Betreuungsjahres – ist möglich, sofern Plätze verfügbar sind. 
(4) Bei der Anmeldung des Kindes haben die Personensorgeberechtigten in einer Betreu-
ungsvereinbarung mit der Gemeinde Tiefenbach Buchungszeiten für das Betreuungsjahr 
festzulegen. Buchungszeiten sind Zeiten, in denen das Kind die Einrichtung regelmäßig be-
sucht. 
 

 



 

 
§ 4 

Öffnungs- und Schließzeiten 
 

(1) Die Mittagsbetreuung ist an Schultagen von Montag bis Freitag von Unterrichtsende bis 
13:30 Uhr geöffnet. Die verlängerte Mittagsbetreuung ist an Schultagen von Montag bis Don-
nerstag bis 15:30 Uhr geöffnet. 
 
(2) Eine Buchung von mindestens zwei Tagen in der Woche ist verpflichtend. (Mindestbu-
chungszeit) 
 
(3) Die Teilnahme an der Mittagsbetreuung hat regelmäßig, so wie in der verbindlichen An-
meldung bzw. der Betreuungsvereinbarung festgelegt, zu erfolgen. Kann das Kind aus-
nahmsweise nicht an der Betreuung teilnehmen, ist es schriftlich oder mündlich bei der ver-
antwortlichen Person der Mittagsbetreuung zu entschuldigen.  
 
(4) Außerhalb der Öffnungszeiten findet keine Aufsicht statt. Ein Anspruch auf bestimmte Be-
treuungszeiten besteht nicht.  
 
(5) Die Mittagsbetreuung hat in den Schulferien grundsätzlich geschlossen. Sonstige (be-
triebsbedingte) Schließzeiten werden von der Gemeinde bzw. der Leitung der Mittagsbetreu-
ung rechtzeitig (durch Aushang) bekannt gegeben. 
 

§ 5 
Abmeldung/Kündigung/Änderung der Buchungszeit 

 
(1) Die Betreuungsvereinbarung gilt für die gesamte Dauer des Schuljahres. Eine Kündigung 
der Mittagsbetreuung während des laufenden Schuljahres ist nur in begründeten Ausnahme-
fällen (Umzug, langfristige Erkrankung, Schulwechsel) möglich und in schriftlicher Form, unter 
Einhaltung einer Kündigungsfrist von vier Wochen zum Monatsende, einzureichen.  
 
(2) Die Änderung der Buchungszeiten ist auf schriftlichen Antrag jeweils zum Monatsanfang 
unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen möglich. 
 

§ 6 
Mittagessen 

 
Die Schülerinnen und Schüler der Mittagsbetreuung erhalten auf Wunsch ein warmes Mittag-
essen. Wird kein Mittagessen benötigt (z.B. Krankheit), ist das Essen bis spätestens 8.30 Uhr 
des jeweiligen Tages telefonisch beim Personal der Mittagsbetreuung abzubestellen. Erfolgt 
die Abbestellung nicht oder nicht rechtzeitig, müssen die Kosten für das Essen erhoben wer-
den. 

 

§ 7 

Krankheit und Meldepflicht 

 
(1) Kinder, die erkrankt sind, dürfen die Mittagsbetreuung während der Dauer ihrer Erkran-
kung nicht besuchen. 
 
(2) Erkrankungen sind dem Personal der Mittagsbetreuung oder dem Sekretariat der Grund-
schule unverzüglich, unter Angabe des Krankheitsgrundes mitzuteilen; die voraussichtliche 
Dauer der Erkrankung soll angegeben werden. 
 



 

 
(3) Leidet ein Kind an einer ansteckenden Krankheit (oder an dem Befall von Läusen) ist das 
pädagogische Personal der Mittagsbetreuung von der Erkrankung und der Art der Erkran-
kung unverzüglich zu unterrichten. Gleiches gilt, wenn Familienmitglieder oder ein Mitglied 
der Wohngemeinschaft des Kindes an einer ansteckenden Krankheit leiden. Die Leitung der 
Mittagsbetreuung kann die Wiederzulassung des Kindes zum Besuch der Einrichtung von 
der vorherigen Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses abhängig machen.  
 
(4) Personen, die an einer ansteckenden Krankheit leiden, dürfen Räume der Mittagsbetreu-
ung nicht betreten. 
 

§ 8 
Ausschluss vom Besuch, Kündigung durch den Träger 

 
(1) Ein Kind kann mit Wirkung zum Ende des laufenden Monats unter Einhaltung einer min-
destens zweiwöchigen Kündigungsfrist vom weiteren Besuch der Mittagsbetreuung ausge-
schlossen werden, 
 
a.) wenn es innerhalb der beiden letzten Monate mehr als 2 Wochen lang unentschuldigt ge-
fehlt hat, 

b.) wenn es innerhalb des laufenden Betreuungsjahres insgesamt mehr als 4 Wochen unent-
schuldigt gefehlt hat, 

c.) wenn es zu Auffälligkeiten/besonderen Vorkommnissen kommt nach Rücksprache mit ent-
sprechenden Fachdiensten, 

d.) wenn es nicht mehr möglich erscheint eine sinnvolle pädagogische Förderung des Kindes 
zu erreichen, 

e.) wenn es aus gesundheitlichen, hygienischen oder Anstoß erregenden Gründen notwendig 
erscheint. 

 

(2) Bei wiederholten schwerwiegenden Verstößen gegen diese Benutzungssatzung oder 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt kann das Kind mit Wirkung zum Monatsende vom Besuch 
der Mittagsbetreuung ausgeschlossen werden. Dies gilt auch für den Fall, dass der Eltern-
beitrag für die beiden letzten Monate nicht entrichtet wurde bzw. die rechtzeitige Entrichtung 
angemahnt werden musste. 
 

§9 
Mitarbeit der Personensorgeberechtigten 

 
(1) Eine wirkungsvolle Bildungs- und Erziehungsarbeit in der Mittagsbetreuung hängt ent-
scheidend von der verständnisvollen Mitarbeit und Mitwirkung der Eltern ab. Die Personen-
sorgeberechtigten sollen daher regelmäßig mit der Leitung Gespräche wahrnehmen. Einzel-
gespräche sind mit der Leitung zu vereinbaren. Diese kann weitere Betreuungskräfte zu dem 
Gespräch hinzuziehen. 
 
(2) Zur Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauftrages ist ein Austausch des pädagogi-
schen Personals mit der jeweiligen Lehrerschaft notwendig. 
 
 
 

§ 10  
Versicherungsschutz bei Unfällen 

 
Im Rahmen der Mittagsbetreuung ist ein Versicherungsschutz durch die Kommunale Unfall-
versicherung Bayern (KUVB) enthalten. 



 

 
§11  

Aufsichtspflicht, Versicherung und Haftung 
  

(1) Die Aufsichtspflicht in der Mittagsbetreuung beginnt bei der Übergabe des Kindes an die 
Betreuungsperson und endet mit der Übernahme des Kindes durch die Eltern oder eines Be-
vollmächtigten. Außerhalb der Öffnungszeiten findet eine Aufsicht nicht statt.  
 
(2) Besucht ein Kind selbständig die Mittagsbetreuung, beginnt die Aufsichtspflicht mit der 
Aufnahme des Kindes in die Gruppe der Einrichtung durch das Betreuungspersonal und en-
det beim Entlassen des Kindes aus der Einrichtung durch das Betreuungspersonal. Die Auf-
sicht auf dem Weg von und zur Mittagsbetreuung obliegt den Eltern. Das Kind darf den 
Heimweg nur dann allein antreten, wenn die Eltern darüber eine schriftliche Erklärung bei 
dem Betreuungspersonal abgegeben haben. Dabei sind der allgemeine Entwicklungsstand 
und das Alter des Kindes zu berücksichtigen. 
 
(3) Soll das Kind von einer anderen, von den Eltern beauftragten Person abgeholt werden, 
muss in der Einrichtung eine schriftliche oder telefonische Vollmacht für diese Person abge-
geben werden. 
 
(4) Für mitgebrachte Gegenstände, die das Kind dem Personal der Mittagsbetreuung nicht 
zur Aufbewahrung übergibt, kann nicht gehaftet werden. Für Verlust, Verwechslung oder Be-
schädigung der Garderobe und der Ausstattung der Kinder kann keine Haftung übernommen 
werden. Dies gilt auch für mitgebrachtes Spielzeug. Es wird empfohlen, diese Gegenstände 
mit dem Namen des Kindes zu kennzeichnen. Bei mutwilliger Beschädigung des Eigentums 
der Mittagsbetreuung oder des Eigentums eines anderen Kindes, haben die Personensorge-
berechtigten Schadensersatz zu leisten. Wir empfehlen deshalb den Abschluss einer Haft-
pflichtversicherung. 

§ 12  
Gebühren 

 
Für die Teilnahme an der Mittagsbetreuung werden Gebühren, für die Inanspruchnahme des 
Mittagessens ein Kostenersatz nach der jeweils gültigen Gebührensatzung der Gemeinde Tie-
fenbach für die Mittagsbetreuung erhoben. 
 

§ 13 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.09.2024 in Kraft. 
 
 
 
Tiefenbach,        Siegel 
GEMEINDE TIEFENBACH 
 
 
 
F ü r s t  
1. Bürgermeister 

Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Gemeinderat, die vorgenannte Satzung 
über die Benutzung der Mittagsbetreuung der Grundschule Haselbach zu erlassen. 

Abstimmung: 12 : 0 
(ohne Ewald Schmatz) 



 

 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die vorgelegte Satzung über die Benutzung 
der Mittagsbetreuung an der Grundschule Haselbach aussprechen kann. 

Abstimmung: 19 : 0 
(ohne Ewald Schmatz, Johannes Unholzer) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
8. Feststellung der Jahresrechnung 2022 vom 16.06.2023 nach durchgeführter örtlicher Rechnungs-
prüfung - vgl. dazu Sitzung des Haupt-und Finanzausschuss vom 6. Juni 2024. 
 
Der Bericht über die örtliche Prüfung der Jahresrechnung für das Haushaltsjahr 2022 wird durch das 
Gemeinderatsmitglied Sabine Zittelsperger als Vorsitzende des Rechnungsprüfungsausschusses be-
kanntgegeben. Dem Gemeinderat wird erläutert, dass vom örtlichen Rechnungsprüfungsausschuss in 
drei Sitzungen unter anderem Folgendes geprüft und besichtigt wurde: 
 

 Haushaltsansätze 2022 - Einhaltung, Überschreitungen, Nichtinanspruchnahmen 

 Liste der Stundungen, Niederschlagungen, Erlässe; hier: Vorlage und Prüfung 

 Mahnwesen; wie ist das Mahnwesen geregelt (Dienstanweisung?); alle offenen Forderungen, die 
derzeit im Mahnverfahren sind mit entsprechendem Verlauf des Mahnverfahrens 

 Erste Rate Kläranlage 2022 - Zahlungseingänge, Mahnungen, Stundungen 

 Veranstaltungen 2022 der Gemeinde (Bürgerfest, 50 Jahre Gemeinde Tiefenbach, Herbststrauß); 
Abrechnungen pro Veranstaltung incl. Personaleinsatz Verwaltung und Bauhof;  
Einnahmen: Eintrittsgelder, Spende, Zuschüsse…. 
Ausgaben: Einladungen u. Werbung, Musik, Essen u. Getränke, Geschenke, Personal… 

 Geschirrmobil; Abrechnung 2022 bis aktuell; Einnahmen/Ausgaben 

 Grundstücksan- und verkäufe; Abwicklung; Beschlüsse; Notarverträge; Zahlungen/Fälligkei-
ten/Überweisung 

 Gemeindeblatt; wurden Anzeigen korrekt in Rechnung gestellt.  

 Verwaltungsgebühren (u.a. Passerstellung, Gewerbeanmeldung) 

 aktuelle Rechtsstreitigkeiten (mit Volumen) und entsprechenden Versicherungsschutz 

 Verschwiegenheitspflicht/ Datenschutz 
- Dienstanweisung Mitarbeiter Verwaltung, Bauhof, Reinigung… 
- regelmäßige Unterweisung? Turnus jährlich oder wie oft? Online-Schulung? 
- Nachweise 

 Feuerwehreinsätze; Abrechnung 2022 bis aktuell; Schriftverkehr 

 Baumaßnahme Turnhalle Kirchberg; Beschlüsse; Bauausgaben; Nachträge; Fördermittel; Umset-
zung der einzelnen Gewerke  Besichtigung vor Ort  

 
 

Folgende Punkte wurden vom Rechnungsprüfungsausschuss beanstandet bzw. festgestellt: 

 

Haushaltsansätze 2022 - Einhaltung, Überschreitungen, Nichtinanspruchnahmen 
 

 Bei den Überschreitungen wird festgestellt, dass die erforderlichen Beschlüsse jeweils vor-
lagen. Beanstandungen erfolgen dazu nicht.  
Bei den Nichtinanspruchnahmen wird festgestellt, dass teils viele Haushaltsansätze über-
geblieben sind und nicht in Anspruch genommen wurden. Teils waren Ansätze für Maß-
nahmen eingeplant, die jedoch nicht zur Ausführungen kamen. Ausschussmitglied Gott-
schaller merkt an, dass hier bei den Haushaltsberatungen genauer geprüft werden solle, ob 
eine eingeplante Maßnahme im Planjahr umgesetzt werden kann oder nicht. Weitere Be-
anstandungen erfolgen nicht. 
 
 
 
 
 



 

 
Veranstaltungen 2022 der Gemeinde (Bürgerfest, 50 Jahre Gemeinde Tiefenbach, Herbst-
strauß); 
 
Abrechnung pro Veranstaltung incl. Personaleinsatz Verwaltung und Bauhof; Einnahmen: Ein-
trittsgelder, Spende, Zuschüsse…; Ausgaben: Einladungen und Werbung Musik, Essen und Ge-
tränke, Geschenke, Personal…) 
 
 Insgesamt kommt der Rechnungsprüfungsausschuss zu dem Ergebnis, dass bei den Veranstal-

tungen die Kosten für die Gestaltung und Druck der Einladungen, Flyer sehr hoch sind. Zudem 
wurde bei der 50-Jahrfeier der Gemeinde Tiefenbach die hohen Ausgaben für die Bewirtung 
beanstandet. Hier soll künftig auf Einsparung geachtet werden. 

 
Geschirrmobil; Abrechnung 2022 bis aktuell; Einnahmen/Ausgaben 
 
 Es wurde festgestellt, dass teilweise die Einnahmen nicht zur Deckung der Personalausgaben 

ausreichen. Da die Gebühren zuletzt in den 90er Jahren festgelegt wurden, sollte hier zwingend 
eine Anpassung der Gebührensätze erfolgen, um eine Kostendeckung zu erreichen.   

 
Feuerwehreinsätze; Abrechnung 2022 bis aktuell; Schriftverkehr 
 
 Die Abwicklung der Feuerwehreinsätze muss bei allen drei Gemeindefeuerwehren zeitnah er-

folgen. 
 
Baumaßnahme Turnhalle Kirchberg; Beschlüsse; Bauausgaben; Nachträge; Fördermittel; Umset-
zung einzelner Gewerke  Besichtigung vor Ort 
 
 Insgesamt wird festgestellt, dass sich die Kostenmehrungen in Hinblick auf den Umfang der 

Baumaßnahme im Rahmen halten. Etwas kritisch wird die Kletterwand gesehen. 
 

 

Die vom 1. Bürgermeister veranlasste Behebung der festgestellten Mängel, sowie die von ihm gege-
bene weitere Aufklärung werden zur Kenntnis genommen.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
 
 
Die Jahresrechnung für das Haushaltsjahr 2022 wird gemäß Art. 102 Abs. 3 GO mit folgendem Ergeb-
nis festgestellt: 

 
Abstimmung: 19 : 0 

(ohne Ewald Schmatz, Johannes Unholzer) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Verwaltungs- Vermögens- Gesamt-

1. Feststellung des Ergebnisses (§ 79 KommHV) haushalt: haushalt: haushalt:

Einnahmen

1.1 Soll lfd. Haushaltsjahr 15.080.625,23 € 12.572.716,16 € 27.653.341,39 €

1.2 Neue Haushaltseinnahmereste + 0,00 € 0,00 € 0,00 €

1.3 Abgang alter Haushaltseinnahmereste - 0,00 € 0,00 € 0,00 €

1.4 Abgang alter Kasseneinnahmereste - 7.520,52 € 0,00 € 7.520,52 €

1.5 Summe bereinigte Soll-Einnahmen = 15.073.104,71 € 12.572.716,16 € 27.645.820,87 €

Ausgaben

1.6 Soll ldf. Haushaltsjahr 15.073.104,71 € 12.572.716,16 € 27.645.820,87 €

1.7 Neue Haushaltsausgabereste + 0,00 € 0,00 € 0,00 €

1.8 Abgang alter Haushaltsausgabereste - 0,00 € 0,00 € 0,00 €

1.9 Abgang alter Kassenausgabereste - 0,00 € 0,00 € 0,00 €

1.10 Summe bereinigte Soll-Ausgaben = 15.073.104,71 € 12.572.716,16 € 27.645.820,87 €

Soll-Fehlbetrag (Zeile 1.5 abzüglich Zeile 1.10 0,00 € 0,00 € 0,00 €

Darin enthalten:

1) Zuführung vom Vermögenshaushalt

2) Zuführung zum Vermögenshaushalt

3) Überschuss nach § 79 Abs. 3 Satz 2 KommHV

2. Gesamtbetrag der beim Jahresabschluss

unerledigten Vorschüsse und Verwahrgelder

2.1 Unerledigte Vorschüsse

2.2 Unerledigte Verwahrgelder 0,00 €

0,00 €

3.091.348,05 €

4.626.549,39 €

0,00 €



 

 
9. Entlastung der Jahresrechnung 2022 vom 16.06.2023 nach durchgeführter örtlicher Rechnungs-
prüfung - vgl. dazu Sitzung des Haupt-und Finanzausschuss vom 6. Juni 2024. 
 
Zur Abarbeitung des Tagesordnungspunktes erteilt der erste Bürgermeister Christian Fürst dem zwei-
ten Bürgermeister Uwe Urtel das Wort. Er informiert die anwesenden Gemeinderatsmitglieder über 
die rechtlichen Grundlagen der Rechnungsprüfung, Jahresrechnung sowie der Entlastung des ersten 
Bürgermeisters. Zum Abschluss lässt er über die Entlastung der Jahresrechnung 2022 abstimmen. 
 

Beschluss: 
 

Zur Jahresrechnung der Gemeinde Tiefenbach für das Haushaltsjahr 2022 vom 16.06.2023 wird ge-
mäß Art. 102 Abs. 2 GO Entlastung erteilt. 

Abstimmung: 18 : 0 
(ohne 1. Bürgermeister Christian Fürst, wegen Artikel 49 GO und  

ohne Ewald Schmatz, Johannes Unholzer) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
 
10. Vorlage der Jahresrechnung 2023 vom 19.06.2024 gemäß Art. 102 Abs. 2 Gemeindeordnung 
(GO). 
 
Die Jahresrechnung ist innerhalb von 6 Monaten nach Abschluss des Haushaltsjahres aufzustellen und 
sodann dem Gemeinderat vorzulegen. Die Vorlage dient dem Gemeinderat zur Kenntnis. Die GO knüpft 
daran keine weiteren Tätigkeiten. 
 

Feststellung des Ergebnisses der Haushaltsrechnung 2023 
 
Zur Feststellung des Ergebnisses der Haushaltsrechnung sind die Soll-Einnahmen des Haushaltsjahres 
den Soll-Ausgaben des Haushaltsjahres unter Berücksichtigung etwaiger Haushaltsreste gegenüberzu-
stellen (§ 79 Abs. 3 KommHV-Kameralistik). Als Soll-Einnahmen und Soll-Ausgaben des Haushaltsjahres 
sind alle Beträge nachzuweisen, die bis zum Ende des Haushaltsjahres fällig geworden oder darüber 
hinaus gestundet worden sind (§ 80 Abs. 1 KommHV-Kameralistik). 
 

Verwaltungs- Vermögens- Gesamt-

haushalt haushalt haushalt

Soll-Einnahmen 16.577.224,97 € 11.396.838,36 € 27.974.063,33 €

Neue Haushaltseinnahmereste + 0,00 € 0,00 € 0,00 €

Abgang alter Haushaltseinnahmereste - 0,00 € 0,00 € 0,00 €

Abgang alter Kasseneinnahmereste - 5.677,99 € 0,77 € 5.678,76 €

Bereinigte Soll-Einnahmen = 16.571.546,98 € 11.396.837,59 € 27.968.384,57 €

Soll-Ausgaben 16.571.546,98 € 11.396.837,59 € 27.968.384,57 €

Neue Haushaltsausgabereste + 0,00 € 0,00 € 0,00 €

Abgang alter Haushaltsausgabereste - 0,00 € 0,00 € 0,00 €

Abgang alter Kassenausgabereste - 0,00 € 0,00 € 0,00 €

Bereinigte Soll-Ausgaben = 16.571.546,98 € 11.396.837,59 € 27.968.384,57 €

Etwaige Differenz (Fehlbetrag) 0,00 € 0,00 € 0,00 €

Darin enthalten sind folgende Beträge:

Zuführung zum Vermögenshaushalt:

Überschuss (§ 79 Abs. 3 Satz 2 KommHV-Kameralistik)

3.624.381,78 €

2.425.678,91 €  
 

Als Ergebnis des Haushaltsjahres 2023 im Sinne von § 79 Abs. 3 Satz 2 KommHV-Kameralistik konnte 
der Allgemeinen Rücklage somit ein Betrag i. H. v. 2.425.678,91 EUR zugeführt werden. In dem Betrag 
i.H.v. 2.425.678,91 EUR ist eine Zuführung i.H.v. 3.948,06 EUR zur Aufstockung der Mindestrücklage 
enthalten. 
 

Beschluss: 
 

Das von der Verwaltung vorgelegte Ergebnis der Jahresrechnung der Gemeinde Tiefenbach für das 
Haushaltsjahr 2023 vom 19.06.2024 wird vom Gemeinderat zur Kenntnis genommen. Die Vorsit-
zende des Rechnungsprüfungsausschusses, GRin Sabine Zittelsperger wird gebeten, zusammen mit 
den übrigen Mitgliedern des Rechnungsprüfungsausschusses und der Finanzverwaltung die Ter-
mine für die örtliche Prüfung der Jahresrechnung 2023 festzulegen und die Prüfung durchzuführen. 
 

Abstimmung: 19 : 0 
(ohne Ewald Schmatz, Johannes Unholzer) 

 

 



 

 
11. Städtebauförderung - Öffentliche Bekanntgabe der Auftragsvergabe zur Erstellung eines inte-
grierten städtebaulichen Entwicklungskonzepts (ISEK) - vgl. dazu Sitzungen des Bau- und Umwelt-
ausschuss vom 13. Juni 2024. 
 
Der Vorsitzende erläutert, dass die Beratung und Vergabe des vorgenannten Tagesordnungspunktes 
aufgrund der rechtlichen Gegebenheiten (VOL-Vergabe) in der nichtöffentlichen Sitzung des Bau- und 
Umweltausschuss am 13. Juni 2024 vergeben wurde. Nachdem der Auftrag rechtswirksam vergeben 
wurde, kann die Vergabeentscheidung öffentlich bekannt gegeben werden. 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 
Seit Februar 2005 hat die Gemeinde Tiefenbach die Unterlagen für die vorbereitende Untersuchung 
zur Ortskernsanierung in Tiefenbach vorliegend. Im vorgenannten Konzept wurden insgesamt 23 Maß-
nahmen für eine städtebauliche Aufwertung verschriftlicht. Da seit der Erstellung der Unterlagen nun-
mehr fast 20 Jahre vergangen sind, soll die vorliegende Untersuchung fortgeschrieben werden und 
gleichzeitig für den Ortskern Tiefenbach ein ISEK erstellt werden.  
 
Mit der Fortschreibung und Erstellung eines ISEK soll die Maßnahme im Bereich der Alfons-Lindner-
Schule Tiefenbach, der Kindertagesstätte St. Margareta und des Verkehrserziehungsplatzes (Schulum-
feld) vertieft untersucht werden.  
 
Die Fortschreibung des städtebaulichen Entwicklungskonzepts wird von der Regierung von Niederbay-
ern mit 60% gefördert. Die entsprechenden Förderanträge für städtebauliche Zuwendungen sind ge-
stellt. Die Auftragsvergabe an den Planer kann erst nach Genehmigung des vorzeitigen Maßnahmen-
beginns bzw. der Vorlage des Bewilligungsbescheides der Regierung von Niederbayern erfolgen. Der 
Bewilligungsbescheid wird voraussichtlich in der 25. Kalenderwoche (17. bis 21. Juni 2024) ergehen. 
 
Der Ausführungsbeginn ist ab sofort geplant und soll bis 31. Juli 2025 abgeschlossen sein. Mit der 
Durchführung der Erstellung eines ISEKs für Tiefenbach wurde vom Bau- und Umweltausschuss das 
Architekturbüro Arc Architekten und Partnerschafts mbH, Brennecke, Kilian, Kohlmeier, Leidl, Rie-
singer aus Bad Birnbach mit einer Auftragssumme in Höhe von 51.170 €/brutto beauftragt. 
 

Referenzen können auf der Homepage eingesehen werden:  https://www.arcarchitekten.de/ 
 

 
Leistungsbeschreibung 

 
Seit Februar 2005 hat die Gemeinde Tiefenbach die Unterlagen für die vorbereitende Untersuchung 
zur Ortskernsanierung in Tiefenbach vorliegend. Im vorgenannten Konzept wurden insgesamt 23 
Maßnahmen für eine städtebauliche Aufwertung verschriftlicht.  
 
Da seit der Erstellung der Unterlagen nunmehr fast 20 Jahre vergangen sind, soll die vorliegende Un-
tersuchung fortgeschrieben werden und gleichzeitig für den Ortskern Tiefenbach ein ISEK erstellt 
werden. Der entsprechende Bereich kann aus der Anlage 2 entnommen werden. 
 
Mit der Fortschreibung und Erstellung eines ISEK soll die Maßnahme-Nr. 7 im Bereich der Alfons-
Lindner-Schule Tiefenbach, der Kindertagesstätte St. Margareta und des Verkehrserziehungsplatzes 
(Schulumfeld) vertieft untersucht werden. Der entsprechende Bereich kann aus der Anlage 4 ent-
nommen werden. 
 

https://www.arcarchitekten.de/


 

 
Das ISEK soll Grundlage für die spätere Festlegung/Erweiterung eines Sanierungsgebiets sein. Des-
halb müssen bei der Ausarbeitung des ISEK die Anforderungen der §§ 140 ff BauGB berücksichtigt 
werden. Für die Erstellung des ISEK werden folgende Schwerpunkte festgelegt: 
 
 

1. Bestandsanalyse 

 

• Sichtung und Bewertung von vorhandenen Planungen und Unterlagen, Darstellung von örtli-

chen und überörtlichen Rahmenbedingungen 

• Bestandsanalyse zu den Themen 

 Einbindung der Gemeinde und seiner Ortsteile in den regionalen Kontext 

 Nutzungsarten, Baustruktur und Typologie, Leerstände 

 Landschaftliche Zusammenhänge und Grünvernetzung 

 Bevölkerungsstruktur und demografische Entwicklung 

 Bevölkerungsprognose mit groben Bedarfsabschätzungen zur sozialen Infrastruktur 

und Daseinsvorsorge (auf Grundlage vorhandener Prognosen) 

 Soziale Infrastruktur und Daseinsvorsorge 

 Wirtschaftliche Entwicklung und Arbeitsplätze, Gewerbeflächen, Ansiedlungspoten-

ziale 

 Einzelhandel und Nahversorgung 

 Verkehrliche Zusammenhänge in den Bereichen ÖPNV, Rad und Fuß, ruhender Ver-

kehr 

 

2. Stärken-Schwächen-Analyse 

 

• Darstellung der räumlichen und sachlichen Problembereiche sowie der städtebaulichen Miss-

stände und Störfaktoren. 

• Herausarbeiten der bestehenden Potenziale und Möglichkeiten (Entwicklungshemmnisse 

und Entwicklungschancen) für eine zukünftige positive Entwicklung. 

 

3. Erarbeiten einer Entwicklungsstrategie 

 

• Formulieren von Leitbildern 

• Definition Zielen und Handlungsfeldern 

• Aufzeigen der Notwendigkeit weiterer Fachplanungen (Verkehr, Einzelhandel, Landschaft, 

Tourismus) und Integration dieser Ergebnisse 



 

 
• bezahlbarer Wohnraum 

• Klimaschutz und Klimaanpassung 

• neue Mobilität 

 

4. Erstellen eines Maßnahmenkonzeptes 

 

• Überarbeitung und Weiterentwicklung sowie Priorisierung von Einzelmaßnahmen mit Gestal-

tungsvorschlägen oder Ideenskizzen 

• Darstellen von Impuls- und Schlüsselprojekten 

• Darstellung des Entwicklungskonzepts in einem Rahmenplan 

• Fortlaufende Aktualisierung der Strategie während des Entwicklungsprozesses zur Anpassung 

von Zielen und Maßnahmen 

• Erstellung einer Zeit-, Kosten- und Finanzierungsübersicht 

• bezahlbarer Wohnraum 

• Klimaschutz und Klimaanpassung 

• neue Mobilität 

 

5. Umsetzung/Evaluation 

 

• Erarbeiten einer Umsetzungsstrategie 

• Vorschlag für die Abgrenzung eines Fördergebiets 

• Möglichkeiten und Empfehlung zur Evaluation 

 

6. Beteiligung 

 

• Erarbeitung einer Strategie der Beteiligung (Politik, Bürger, Gewerbe, Fachstellen und Behör-

den) 

• Durchführung der Beteiligungen 

 

7. Dokumentation 

 

• Dokumentation der Arbeitsschritte und Aufbereitung (Pläne, digitale Daten, Geheft, etc.) in 

geeigneter Form 



 

 
Anlage Nr. 1 - Übersichtslageplan Ortszentrum Tiefenbach 

 

 

 
 
 



 

 
Anlage 2 - Maßnahmenplan aus dem Jahr 2005 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
Anlage 3 - Kurzbeschreibung der Maßnahmen aus dem Maßnahmenplan (Anlage 2) 

 

 

 
 
 
 
 



 

 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
Anlage 4 - Lageplan mit vertieftem Untersuchungsgebiet 

 

 

 
 
 

 
 



 

 
12. Neubau der Kläranlage (BA II) - Aktuelle Informationen zum Sachstand auf der Baustelle. 
 
 
- Besichtigung der Baustelle  
Im Rahmen der Bau- und Umweltausschusssitzung am 13. Juni 2024 hatten alle Mitglieder des Ge-
meinderats die Möglichkeit zur Besichtigung der Baustelle. 
 
Auf dem nachfolgenden Foto wird die Funktion des Sandfangs erläutert: 
 

 
Fotoquelle: Gemeinde Tiefenbach 

 
 
 
 



 

 
Das nachfolgende Foto zeigt das entleerte Nachklärbecken, welches im II. Bauabschnitt abgebrochen 
wird: 
 

 
Fotoquelle: Gemeinde Tiefenbach 

 
 
 
 



 

 

 
Fotoquelle: Gemeinde Tiefenbach 

 
 

Weiterer Sachstand 
 
Es wird informiert, dass aktuell im Betriebsgebäude die Bauarbeiten für Labor, WC und Dusche im 
Gange sind. Außerdem wurden die Vermessungen zur Feststellung der Massen zum Übergang von 
Bauabschnitt I zum Bauabschnitt II durchgeführt. Der zweite Bauabschnitt startet voraussichtlich in 
der Kalenderwoche 27 (ab 1. Juli 2024). 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
13. Aktuelle Informationen des ersten Bürgermeisters. 
 
 
- Start Glasfaserausbau durch Telepark Passau 
Ausbau im II. Halbjahr 2024 vorrangig der Ortsteil Kirchberg, 2025 Tiefenbach, 2026 Haselbach. 
 

 
 
- Sitzung Kindergartenausschuss 
Die Sitzung des Kindergartenausschusses findet am Mittwoch, den 3. Juli 2024 statt. 
 
- Informationsschreiben Kläranlage 
Das fünfte Informationsschreiben wurde in der Kalenderwoche 25 (17. bis 21. Juni 2024) verschickt. 
 
- Erhebung Verbesserungsbeiträge  
Die dritte Rate des Verbesserungsbeitrags ist am 30. Juni 2024 fällig. 
 
- Beckenlift im Freibad Haselbach 
Der Beckenlift ist aktuell außer Betrieb. Die Wartung erfolgt zeitnah durch den Hersteller. 
 
- Gehwegverbindung Tiefenbach bis nach Oberhaselbach 
Die Vorstellung des Vorentwurfs erfolgt in einer der nächsten Gemeinderatssitzungen. 
 
- Energienutzungsplan 
Sobald die Grundlagenermittlung durch das beauftragte Büro abgeschlossen ist, erfolgt eine Vorstel-
lung im Gemeinderat. Die digitale Bürgerbeteiligung wird in Zusammenarbeit mit dem TC Grafenau 
vorbereitet. 
 
- Grabarbeiten Unholzeranwesen 
Es werden aktuell gerade Untersuchungen wegen etwaigen vorhandenen Bodendenkmälern auf dem 
Grundstück durchgeführt. 



 

 
- Kulturpreis des Landkreises 
In der Sitzung des Gemeinderats am 19. Dezember 2023 wurde der Beschluss gefasst, dass Benedikt 
Sattler von der Gemeinde für die Verleihung des Kulturpreises im Landkreis Passau vorgeschlagen wer-
den soll. Die entsprechenden Unterlagen wurden im Januar 2024 an den Landkreis übermittelt. Erfreu-
licherweise gab es hier eine positive Entscheidung zu Gunsten von Benedikt Sattler aus Thalham. 

 
Auszug aus der PNP vom 26. Juni 2024: 

 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
14. Anfragen an den ersten Bürgermeister. 
 
 
Josef Fehrer 
Es wird angefragt, warum auf dem Wiesengrundstück beim Rosenium in diesem Jahr keine Blumen-
wiese gesät worden ist. Der Vorsitzende gibt die Antwort, dass aufgrund vorhandener Unkrautwu-
cherungen eine Aussaat nicht möglich war. 
 
Es wird angefragt, wie der Sachstand zum Verbindungsweg vom Rohrhoferparkplatz zum geplanten 
Spielplatz bis zum neuen Baugebiet ist. Der Vorsitzende gibt die Antwort, dass die Verbindung über 
den vorhandenen und gewidmeten Weg (Kirchensteig) erfolgt und dass ein Ausbau des Weges nicht 
geplant ist. 
 

 
Tiefenbach, 2024-06-27 
 
Der Vorsitzende:       Der Protokollführer: 
 
gez.         gez. 
          
Christian Fürst,        Anton Mayrhofer,  
1. Bürgermeister       Geschäftsleiter  
 
         Für die TOP´s 3, 4, 6 bis 10 
 
         gez. 
          
         Sandra Schadenfroh,  
         Kämmerin 


